



N i e d e r s c h r i f t 


über die Sitzung der Ratsversammlung 

am Donnerstag/Freitag, dem 15./16. November 1990

Rathaus, Ratssaal






Öffentliche Sitzung  

Beginn: 15.11.1990: 15.07 Uhr

                Ende: 16.11.1990: 17.58 Uhr

Sitzungsunterbrechung:

15.11.1990: 17.53 Uhr bis 18.18 Uhr







    20.53 Uhr bis 16.11.1990: 14.07 Uhr







    17.15 Uhr bis 17.28 Uhr

Vorsitzende/r :


1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s

Ratsmitglieder :


Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 

Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Johanning, Kaiser, Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 




Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein, Tewes, Tovar, Voigt, Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder

Anwesende hauptamtliche  

Magistratsmitglieder:


Stadtbaurat Dr. Flagge, Bürgermeister Hochheim,




Stadtrat Dr. Kirschnick,

Oberbürgermeister Luckhardt, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Es fehlen entschuldigt:   

Frau Nitschke-Frank, Frau Potjans, Stein, Wulff

Außerdem sind anwesend:   

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel 

1.  Schriftführer/in:


Ratsfrau   S c h a l o w




Ratsherr   K ü h l m o r g e n

2.  Schriftführer/in:


Ratsfrau   L a n g e




Ratsherr   G e r d a u

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:


Herrn Thode

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit


Vor Eintritt in die Tagesordnung erinnert 1. Stellv. Stadtpräsident Dr.

R e i m e r s   (CDU) an die Zerstörung der deutschen Partnerstadt Coventry vor 50 Jahre. Er führt aus, daß dabei mehrere hundert Bürgerinnen und Bür​ger ums Leben kamen. Doch bereits 1940 rief der Dompropst von Coventry zur Versöhnung auf. Gleich nach dem 2. Weltkrieg reichten sich Coventry und Kiel die Hände zur Versöhnung. Auf Initiative von Oberbürgermeister Andreas Gayk wurde 1947 die "Gesellschaft der Freunde Coventrys" gegründet. 1967 wurde die Partnerschaft offiziell besiegelt.


1. Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers würdigt, daß die Partnerstadt Coven-

try, die im 2. Weltkrieg selbst unsäglich gelitten hat, uns in schwerer

Zeit nach 1945 ein verläßlicher Partner und Freund beim demokratischen Wie​deraufbau war. Dafür ist den Bürgerinnen und Bürgern Coventrys zu danken.


1 Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers eröffnet sodann die Sitzung und teilt

mit, daß sich 4 Ratsmitglieder entschuldigt haben und Ratsherr Sonderfeld sowie Stadtpräsidentin Reyer und Stadtrat Diesel, die beide an den Gedenk​feiern in Coventry teilnehmen, mitgeteilt haben, daß sie später kommen wer​den. Zu Beginn der Sitzung der Ratsversammlung werden deshalb 42 Ratsmit​glieder anwesend sein, später 45.


1. Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers stellt die Beschlußfähigkeit fest.


Er teilt weiter mit, daß Stadtschulrat Zimmer zeitweise abwesend sein wird,


da er an der 325-Jahr-Feier der Kieler Universität dienstlich teilnimmt.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers begrüßt Bürgerschaftspräsident Klee​mann und die Leiterin des Bürgerschaftsbüros Frau Böttcher aus Rostock, die sich über die Arbeit der Kieler Ratsversammlung informieren wollen. Sie sind zwei Tage in Kiel und werden vom Büro der Stadtpräsidentin betreut.

Außerdem nehmen Schülerinnen und Schüler der Klasse 9 b der Fridjof-Nansen​Schule an der heutigen Sitzung der Ratsversammlung teil. Sie werden eben​falls begrüßt.

2. Bürgeranfragen


Petition vom 21.August 1990                                  - Drs. 835 -


Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Herrn Erhard Löffler vor, die mit


der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt wird.


"Sehr geehrte Damen und Herren,

1. Bis heute habe ich weder von der Landeshauptstadt Kiel noch von der Ratsversammlung eine Mitteilung über die angewandte Verfahrensweise für den Umgang mit meiner Petition durch die Ratsversammlung erhalten. Au​ßerdem habe ich ebenfalls bis heute keinerlei Mitteilung über ein etwa zustandegekommenes Ergebnis erhalten. Ich frage daher ganz einfach: War​um ist das so?

2. Aus der Tagespresse habe ich entnommen, daß die in meiner Petition ge​nannten Vorderungen ungeachtet der fundierten und stichhaltigen Begrün​dungen aus ordnungsrechtlichen Gründen abgelehnt werden. Wie vereinbaren Sie diesen Standpunkt mit der Argumentation zur Sperrung der unteren Le​gienstraße? Die Gründe, die laut Tagespresse von Herrn Dipl.-Ing. Dr. Flagge angeführt werden, sind gleichlautend mit meinen Begründungen für eine Beruhigung der Hofholzzallee in dem von mir genannten Abschnitt. Ich frage daher: Warum lassen Sie die von mir genannten Begründungen nicht zu und setzen die von mir genannten Forderungen nicht in die Tat um?


Mit freundlichen Grüßen


E. Löffler"


Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet im Namen des Magistrats.


Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift


beigefügt.

Aufgrund der Kritik des Fragestellers, daß er keine Mitteilung über den Um​gang mit seiner Petition erhalten hat, gibt 1. Stellv. Stadtpräsident


Dr.   R e i m e r s   (CDU) folgendes zu Protokoll:

"Die Petition ist am 21. August 1990 eingegangen. Mit Schreiben vom 6. September 1990 ist der Eingang bestätigt und mitgeteilt worden, daß Frau Stadtpräsidentin Reyer die Petition auf die Tagesordnung der Ratsver​sammlung am 20. September 1990 setzen wird. Die Ratsversammlung hat sich am 20. September 1990 mit der Petition befaßt.

Die Unterrichtung und Bescheidung des Petenten ist aufgrund der rechtli​chen Bestimmungen nicht Sache der Stadtpräsidentin oder des Büros der Stadtpräsidentin, sondern Angelegenheit des Magistrats oder des zustän​digen Magistratsmitgliedes."


Herr   L ö f f l e r   bedauert, daß auf die gesundheitsgefährdenden Aspek-

te durch die Lärmbelastung in der Antwort nicht eingegangen worden sei. Warum setze sich der Dezernent nicht gleichermaßen wie in Sachen Woolworth auch gegen die Lärmbelastung ein und nutze seine Möglichkeit im Rahmen des § 45 Abs. 1 StVO?

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet, daß § 45 Abs. 1 StVO hier nicht angewandt werden könne. Auch ein Appell allein an die Autofahrer, ihr Kraftfahrzeug stehen zu lassen, nütze wenig. Gerade bei klassifizierten Straßen seien durchgreifende Möglichkeiten der Stadt gering.

3. Genehmigung der Tagesordnung


1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) teilt mit, daß die


Tagesordnung rechtzeitig zugestellt worden ist.

Unter Bezug auf die Diskussionnen im Ältestenrat schlägt 1. Stellv. Stadt​präsident Dr. Reimers eine generelle Redezeitbegrenzung von 5 Minuten vor.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) erklärt, daß dies nicht für die Rats​mitglieder, die Anträge einbringen, gelten kann. Da noch keine endgültigen Beschlüsse gefaßt sind, schlägt Ratsherr Voigt vor, die Aufforderung des 1. Stellv. Stadtpräsidenten als Appell zu behandeln und sich entsprechend fle​xibel zu verhalten.


Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.


Mit einer Zusammenstellung, die diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet ist,


wurde weiteres Beratungsmaterial auf den Tisch gelegt.


Punkt 45. im öffentlichen Teil und Punkt 8. im nichtöffentlichen Teil wer-


den "Verschiedenes".


Aus der gestrigen Magistratssitzung haben sich folgende Änderungen ergeben:


Die Kleinen Anfragen


zu Punkt 38. f) - Chemietoiletten                            - Drs. 821 -


und


zu Punkt 38. g) - Möglichkeiten für ein Initiativenhaus      - Drs. 824 -

können heute noch nicht beantwortet werden.

Sie werden nach der Geschäftsordnung schriftlich beantwortet, da nichts an​deres beantragt worden ist.

Außerdem wurden im Magistrat zurückgestellt:

Punkt 22. - Bebauungsplan Nr. 824 ...
- Drs. 787 -

bis Ende November 1990

Punkt 36. - Sanierung bzw. Neubau des Schauspielhauses
- Drs. 811 -

bis zu den Haushaltsberatungen für 1991.

Diese Vorlagen stehen damit heute nicht zur Beratung an.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) teilt mit, daß im Magistrat Einvernehmen bestand, die Punkte

39. - Wahl des Bürgermeisters und Kämmerers der Landes-
- Drs. 827 -



hauptstadt Kiel

und

40. Bestellung eines Werkleiters
- Drs. 841 -

vorzuziehen und den Punkt "Bestellung eines Werkleiters" im öffentlichen Teil der Sitzung zu behandeln.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) erklärt, daß er diese beiden Punkte zu Beginn des Punktes 7. - Anträge der Fraktionen - aufrufen wird.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers schlägt außerdem vor, die Punkte

7. e) - Aufstellung eines Schulentwicklungsplanes für die
- Drs. 815 -




Landeshauptstadt Kiel

und

7. f) - Erstellung eines Schulentwicklungsplanes
- Drs. 816 -

sowie den Punkt

7. j) - Moratorium für das Industriemuseum
- Drs. 822 -

gemeinsam mit der Mitteilung der Dezernentin zum gleichen Thema zu behan​deln.

Der Punkt 7. j) soll bereits bei "Mitteilungen" beraten werden.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers weist darauf hin, daß es sich bei al​len nachgereichten Anträgen und Vorlagen um dringende Angelegenheiten han​delt, zu deren Anerkennung eine 2/3-Mehrheit erforderlich ist, und zwar bei Vorlagen und Anträgen, die noch nicht auf der Tagesordnung standen, eine 2/3-Mehrheit der gesetzlichen Zahl (33) der Ratsmitglieder und bei allen übrigen Anträgen und Vorlagen eine 2/3-Mehrheit der anwesenden.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) beantragt, den Antrag zu 7. i) - Duale Abfallwirtschaft - Drs. 818 - gemeinsam mit der Vorlage zu Punkt 27. - Sat​zung über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Abfallsatzung) - Drs. 793 - zu behandeln, und zwar bei Punkt 7. i).

Beschluß: Nach Wiederholung der Abstimmung, da die erste Abstimmung ange​zweifelt wird:




Nach Antrag - mit Mehrheit -


Weitere Änderungs- und Ergänzungsanträge sowie Wortmeldungen liegen nicht


vor.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) stellt fest, daß da​mit die Tagesordnung in der geänderten Form genehmigt ist.

4. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung


am 11.10.1990


hier: Genehmigung der Kurzniederschrift


Die Kurzniederschrift hat ausgelegen.


Einwendungen wurden nicht erhoben.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) stellt fest, daß die Kurzniederschrift damit genehmigt ist.

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) teilt mit, daß keine Mitteilungen vorliegen.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters

a) Dokumentation über den Sanierungsbedarf 


---------------------------------------



der städtischen Sportstätten



----------------------------

Ratsfrau   L e b e r t   (CDU) begrüßt die Dokumentation über den Sanie​rungsbedarf der Sportstätten und fordert eine schnelle Durchführung der Sanierungsmaßnahmen. Statt Gelder in eine 3. Gesamtschule zu stecken, müssen diese vielmehr dort ausgegeben werden, wo sie einer breiteren Öf​fentlichkeit dienen. Die CDU-Ratsfraktion werde die Dokumentation als Arbeitspapier in den künftigen Haushaltsberatungen berücksichtigen.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) kritisiert die von der CDU-Ratsfrak​tion vorgebrachte Verbindung zwischen dem Sanierungsbedarf der Sport​stätten und Geldern für eine 3. Gesamtschule. Er fragt an, ob nicht vielmehr eine Reduzierung des Straßenbaus benötigte Gelder freiwerden lasse.



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Sportamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

b) Errichtung einer dritten Gesamtschule in Kiel 


---------------------------------------------



- Stellungnahmen der Gremien -

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) führt aus, daß die CDU-Ratsfraktion der Einrichtung von Gesamtschulen in Kiel auf weiteres nicht zustimmen kön​ne. Er kritisiert, daß die Geschäftliche Mitteilung des Stadtschulrates nicht vollständig sei. Wie im Vorfeld die Entscheidung des Mitsprache​rechts der Eltern übergangen worden sei, so werden auch jetzt gegentei​lige Meinungen nicht zur Kenntnis genommen. Alle Kreiselternbeiräte hät​ten in der Sache und in der Form schärfstens protestiert. Weiter fehlten die Stellungnahmen der unmittelbar Betroffenen, der Theodor-Heuss-Grund-

und Hauptschule und der Lernbehindertenschule. Er appelliert an die SPD​Ratsfraktion, deshalb diese falsche Entscheidung zurückzunehmen, allein schon aufgrund der undemokratischen Vorgehensweise. Zumindest eine Zu​rückstellung bis zu einer sachgerechten Auswertung der Unterlagen in den einzelnen Gremien sei notwendig.

Ratsfrau   J ö h n k   (SPD) betont, daß auch die Eltern zu ihrem Recht kommen müßten, die eine Gesamtschule wünschen. Aufgrund deren großer An​zahl habe die SPD-Ratsfraktion den Grundssatzbeschluß zur Errichtung ei​ner 3. Gesamtschule getroffen. Über die Art des Verfahrens sei auch die SPD-Ratsfraktion nicht glücklich. Aber die schon im September ange​schriebenen Gremien hätten sich bis zur gesetzten Frist im Oktober nicht geäußert. Die Stellungnahmen der Kreiselternbeiräte erklärten sich zudem aus deren Zusammensetzung und damit deren Eintreten für die Interessen des gegliederten Schulwesens. Die Gesamtschule selbst hätte noch keine Interessenvertretung.

Nach Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) seien die jetzigen technischen Schwierigkeiten darauf zurückzuführen, daß die SPD​Ratsfraktion das Thema 3. Gesamtschule viel zu spät angegangen habe. Sie plädiert dafür, daß jede einzelne Schule über ihre Ausrichtung selbst entscheiden sollte. Vorhandene Schulen könnten so auch umgewandelt wer​den. Die Schulkonferenz der Jahnschule habe sich beispielsweise für den Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN ausgesprochen. Stadtschulrat Zimmer möge folgende Fragen beantworten: ob er in einem Vermerk über ein Ge​spräch mit Staatssekretär Dr. Richter festgehalten habe, daß alle Unter​lagen deutlich vor dem 01.12.1990 vorliegen müssen, ob weiter die Stel​lungnahme des Umweltschutzamtes gegen den Bauplatz an der Theodor-Heuss​Schule angemessen berücksichtigt werde und schließlich der Stadtschul​rat hier eine Parallele zu Itzehoe vorliegen sehe.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) teilt mit, daß Stadtschulrat Zimmer z. Z. nicht anwesend sei und bittet Ratsfrau Ha​nowski-Zabel, ihre Anfragen später noch einmal zu wiederholen.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) gibt die Auskunft des Stadtschul​rates weiter, daß "deutlich vor dem 01.12.1990" der 30. November 1990 bedeute. Er erneuert den Vorwurf des undemokratischen Verhaltens durch die SPD-Ratsfraktion in Sachen 3. Gesamtschule und verweist auf den of​fenen Brief der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft. Er zitiert Stadtrat Raupach, daß die Schulkonferenzen ihre Mitwirkung verwirkt hät​ten, weil sie nicht schnell genug den Vorgaben der SPD-Ratsfraktion ge​folgt seien.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) verwehrt sich in einem Zwischenruf ge​gen unwahre Zitierung.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) greift das Auftreten von Stadtrat Raupach in der Öffentlichkeit, namentlich im Ortsbeirat Hassee/Vieburg an. Er kündigt an, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, zur Unterstützung derjenigen, die ein ordnungsgemäßes Verfahren für die Errichtung einer 3. Gesamtschule wollten.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) erwidert die Vorwürfe von Stadtrat Die​kelmann. Mit ihren zahlreichen Anträgen auf Vertagung und dem Fernblei​ben von den demokratischen Gremien habe die CDU-Ratsfraktion nun keinen Grund, sich als Richter des demokratischen Stils zu qualifizieren.

Die SPD-Ratsfraktion habe den Entscheidungsprozeß lange hinausgezogen, um allen die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben. Wer dieses nicht fristgerecht wahrnehme, habe tatsächlich sein Recht darauf verwirkt. Er verweist weiter auf die positiven Stellungnahmen sämtlicher betroffener Ortsbeiräte und bewertet die kritischen Argumente der Schulen und Schul​konferenzen.


Ratsfrau   V o l q u a r t z   (CDU) wiederholt den Vorwurf eines Chaos

in Sachen Demokratie auf kommunaler wie auf Landesebene. Hier werden die Mitwirkungsrechte ad absurdum geführt.

Ratsfrau   J ö h n k   (SPD) erwidert auf Vorwürfe zu ihrer Person und Tätigkeit im Grundsatzreferat für Gesamtschulfragen. Die Umweltverträg​lichkeit des vorgeschlagenen Standortes werde z. Z. durch das Amt für Schulwesen geprüft. Zum Thema "Itzehoe" führt sie aus, daß die Ablehnung durch das Kultusministerium in der fehlerhaften Antragstellung liege, nicht aber, um ein Bürgerbegehren zu unterlaufen.

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) äußert Befremden zu den Stellungnahmen von Stadtrat Raupach. Er bezweifelt, daß die Ortsbeiräte ausreichend Zeit zur Beratung gehabt hätten. Gleiches gelte für die Schulkonferen​zen. Vollständige Entscheidungsunterlagen hätten nicht vorgelegen, eben​so kein Finanzkonzept für die 3. Gesamtschule, für die Oberstufe und für den Standort. Bei solchen unvollständigen Materialien können Entschei​dungen der Gremien nicht erwartet werden. Damit hätte die SPD-Ratsfrak​tion verhindert, daß Eltern und Schulen dazu Stellung nehmen konnten.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) sieht als einzige mögliche Entscheidung des Landes die Ablehnung des Antrages für die 3. Gesamtschule, da die Vorgaben durch das Land hier nicht eingehalten wür​den. Das gesamte Verfahren bewerte sie, ebenso wie die CDU-Ratsfraktion, als undemokratisch.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) wirft Stadtrat Raupach vor, die Entscheidung des Ortsbeirates Russee unwahr zitiert zu haben. Dort sei lediglich über den Einzugsbereich der Grundschule Russee entschieden worden, über anderes nicht.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) stellt die Vorwürfe von Stadtrat Die​kelmann richtig, daß die Entscheidung des Ortsbeirates Russee über die Änderung der Schulbezirke tatsächlich eine Zustimmung zur Gesamtschule sei. Er äußert weiter sein Befremden, daß beim Diskussionsabend der Theodor-Heuss-Schule kein Vertreter der CDU-Ratsfraktion anwesend war.


Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Amtes für Schulwesen ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

c) Auswirkungen der Verkürzung der Zivildienstzeit auf die personelle Aus


stattung und die Funktionsfähigkeit der Sozialen Dienste in städti​



scher und freier Trägerschaft sowie die geplanten Lösungsmöglichkeiten


Kenntnis genommen


Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden


Mitteilung des Sozialamtes ist in der dieser Niederschrift


vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

d) Umweltbericht 1987 - 1989/90


----------------------------

Stadtrat   S c h i r m e r   SPD) erläutert die Vorlage. Er dankt allen Mitarbeitern, die zur Erstellung des Umweltberichtes beigetragen haben. Er schlägt vor, den Umweltbericht nach einer Anhörung im Umweltausschuß im Januar dann eingehend zu diskutieren.

Ratsfrau   P f i t z n e r   (SPD) regt an, aus Gründen der Postgebüh​renersparnis Berichte dieses Umfanges, wenn möglich, nicht zu verschik​ken, sondern in die Fächer der Ratsmitglieder zu legen.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) teilt mit, daß, wenn alle Ratsmitglieder damit einverstanden seien, das Hauptamt gerne nach dieser Anregung verfahren werde.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) begrüßt die vorgesehene Anhörung zum Umweltbericht. Er kritisiert aber, daß zwischenzeitlich eingetretene Än​derungen in den umweltrelevanten Bereichen, Zielkonzepte für den Umwelt​schutz, die Konflikte zu anderen kommunalpolitischen Zielen und die kom​munalen Handlungsmöglichkeiten zum Erreichen dieser Zielvorstellungen nicht genügend erfaßt seien.


Kenntnis genommen


Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden


Mitteilung des Umweltschutzamtes ist in der dieser Niederschrift


vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

e) Museum für Industrie- und Alltagskultur an der Hörn 


---------------------------------------------------


Bei diesem Tagesordnungspunkt wird auch der Antrag zu 7. j) Moratorium


für das Industriemuseum - Drs. 822 - behandelt.


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


"Die Ratsversammlung möge beschließen:

Das Projekt  Museum für Industrie- und Alltagskultur  wird in finanziel​ler, konzeptioneller und räumlicher Hinsicht einem einjährigen Moratori​um unterworfen. 


In konzeptioneller und räumlicher Hinsicht sollen zeitgemäßere Alterna-


tiven erarbeitet werden, die im Ergebnis auch in finanzieller Hinsicht


zu einem günstigeren Abschluß führen sollen."


Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) begründet den Antrag. Er


stellt weiter folgenden Ergänzungsantrag:


"Der Kulturausschuß wird gebeten, die Modalitäten für das Moratorium im


einzelnen festzulegen."

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) stellt fest, daß die Zusage des Landes über einen Zuschuß von lediglich 16 Mio. DM einen Schlag ins Gesicht für die bisherige jahrelange Planung bedeute. Gleiches gelte für die Forde​rung der Kultusministerin zu prüfen, ob und inwieweit die Durchführung der beantragten Maßnahme unter diesen Rahmenbedingungen noch sicherge​stellt und finanziell möglich sei. Bei noch immer nicht endgültiger Pla​nungslage, die von der SPD-Ratsfraktion zu verantworten sei, sei die Entscheidung der Landesregierung verständlich. Das Projekt Industriemu​seum sei aufzugeben, das Geld in andere, ordentlich geplante kulturelle Vorhaben zu investieren.

Ratsherr   B i a l l o w o n s   (SPD) führt aus, daß die Gelder zweck​gebunden seien. Die SPD-Ratsfraktion halte am Museum für Industrie- und Alltagskultur fest, sie bewerte die Finanzzusage des Landes als einen klaren Finanzzrahmen, gehe davon aus, daß die Stadt keine weiteren als die veranschlagten Mittel vorsehe und werde prüfen, ob und wie das Mu​seum innerhalb des zugesagten finanziellen Rahmens realisiert werden könne. Eine entsprechende Prüfungsanfrage werde an die Kultusministerin gehen.

Er beantragt seitens der SPD-Ratsfraktion die Überweisung der Drucksa-

che 822 und des Ergänzungsantrages in den Kulturausschuß.

Ratsfrau
H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) befürwortet wei-

terhin die Schaffung eines solchen Museums als lebendige Geschichtswerk​statt. Statt eines architektonischen Jahrhundertwerkes werde jetzt aber nur noch Schadensbegrenzung betrieben. Darum sei ein einjähriges Morato​rium notwendig. Während dieser Zeit könnten die noch ausstehenden Pla​nungen und Expertenbefragungen weitergeführt und neu durchdacht werden.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) wagt die Prognose, daß das Museum kommen werde. Der Landeszuschuß zwinge zum Umplanen, nicht aber zur Aufgabe. Er äußert sich enttäuscht über die Entscheidung des Landes. Die Überlegungen, das Geld für andere Zwecke ausgeben zu wollen, seien nicht realisierbar.

Stadtrat
D i e k e l m a n n   (CDU) rechnet vor, daß der Stadt vom

Land letztlich nur 12 Mio. DM zur Verfügung stehen. Er fordert den Ober​bürgermeister auf, die tatsächlichen Kosten für das Projekt darzulegen.

Ratsfrau
A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) befürwortet den

Antrag der GRÜNEN, die Folgekosten neu aufzunehmen und zu überdenken.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) stellt fest, daß dem Lan​deszuschuß natürlich noch die städtischen Ausgaben hinzuzurechnen seien, einschließlich der Folgekosten. Diese können aber erst nach erneuten Planungen mitgeteilt werden.

Stadträtin   L e n t z   (SPD) dankt denen, die über Jahre an diesem Projekt gearbeitet haben. Sie stellt weiter das Zitat von Ratsherrn Krumrey richtig, daß die Kultusministerin wohl ein Konzept der Gesamt​finanzierung von der Stadt angefordert, nicht aber ein Ende des Projek​tes beschlossen habe. Die Opposition werde eingeladen, sich konstruktiv an den erneuten Planungen zu beteiligen.

Ratsfrau
H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) sieht bei der SPD-

Ratsfraktion noch keine inhaltliche Zustimmung zum Antrag der GRÜNEN. Sie mahnt eindringlich, das eine Jahr zum Nachdenken voll auszuschöpfen.

Ratsherr
P l a t h   (F.D.P.) fragt an, ob es nicht besser sei, die

Gelder an das Land zurückzugeben und diese zur Unterstützung von kultu​rellen Projekten in der ehemaligen DDR umzuwidmen.

Ratsherr
V o i g t   (DIE GRÜNEN) konkretisiert, daß das Moratorium

auch die Option für ein Nein zum Museum offenhalte. Der Geschäftsord​nungsantrag der SPD-Ratsfraktion sei abzulehnen, denn er sei in seinem Diskussionsziel zu eingeengt auf ein finanziell begrenztes Konzept.

Ratsherr
J o h a n n i n g   (SPD) teilt die Position seiner Fraktion

nicht. Er bewertet das Schreiben der Kultusministerin als das endgültige Aus zum Industriemuseum. Das Ergebnis des Architektenwettbewerbs sei mit den zugesagten Mitteln nicht mehr zu realisieren. Die Unterbringung von Exponaten in alten Industriehallen habe mit dem ursprünglichen Konzept nichts mehr zu tun. Er zitiert aus einem NDR-Kommentar, daß die "Obri​sten nunmehr agiert" und die Verwaltung eine zu beklagende "Vorberei​tungsherrschaft" ausgeübt habe, so daß schließlich mit dem politischen Willen auch das Projekt auf der Strecke geblieben sei. Der Brief des Kultusministeriums bezwecke, das Projekt unter Schuldzuweisung an die Landeshauptstadt zu kippen.

Der gemeinsame Umgang im Vorfeld der Planungen habe den hohen Anspruch an das Projekt in keiner Weise mehr entsprochen, sich vielmehr in herab​ziehenden Presseartikeln und fragwürdigen Äußerungen ausgesprochen.

Kein Museum sei jemals unter so breiter öffentlicher Beteiligung vorbe​reitet worden. Daher sei es unredlich, denen, die an der Planung mitge​wirkt hätten, jetzt Konzeptionslosigkeit zu unterstellen. Deren Bemühen werde nun zunichte gemacht. Es sei eine Enttäuschung für all jene, für

die Kultur weder beim spektakulären noch repräsentativen Ereignis Halt mache, noch zur austauschbaren Massenunterhaltung verkomme, sondern als eine politische Kultur den Menschen in allen Lebensbereichen und also auch seiner industriellen Alltagswelt erfasse.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) äußert Verständnis für die Bitterkeit von Ratsherrn Johanning, nicht aber für seinen "Abgesang" auf das Muse​um. Gefordert seien nun neue Konzepte. Die Zusage des Landes bewertet sie als verläßliche Grundlage, auf der fortgeplant werden könne.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) sieht die Äußerung von Ratsherrn Johanning wenig ermutigend für diejenigen, die sich weiterhin für das Projekt einsetzten. Resignieren sei dem jahrelangen bisherigen Einsatz nicht angemessen, die Verwaltung habe schon längst mit der Al​ternativplanung begonnen.



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung der Kulturdezernentin ist der dieser Niederschrift vorgehef​teten Kurzniederschrift enthalten.



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

7. Anträge der Fraktionen

Wahl des Bürgermeisters und Kämmerers der Landeshaupt-       - Drs. 827 -



------------------------------------------------------



stadt Kiel



----------



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

"Herr Dr. Heinrich Möllenhoff wird mit Wirkung vom 1. Februar 1991 für die Dauer von 6 Jahren zum hauptamtlichen Stadtrat für das Finanzwesen (Sachgebiet 7) und für die Dauer seiner Wahlzeit zum ersten allgemeinen Stellvertreter der Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeisters ge​wählt. Er führt die Amtsbezeichnung Bürgermeister."


Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Beratung der Tagesordnung anerkannt.

Zudem ist bei der Genehmigung der Tagesordnung beschlossen worden, diesen Punkt vorzuziehen und zu Beginn des Punktes 7. - Anträge der Fraktionen ​zu behandeln.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) begründet den Antrag. Er stellt die Qualifikationen von Herrn Dr. Möllenhoff vor und würdigt ihn als einen en​gagierten Kommunalpolitiker, dessen Ziel es sei, der Ratsversammlung einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen.


Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) begründet die Zustimmung seiner Frak-


tion zum Antrag und hofft auf eine konstruktive Zusammenarbeit.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) merkt an, daß nach einem ersten Fehlstart seitens der CDU die SPD-Ratsfraktion nun die notwendigen Stimmen zur Wahl nicht verweigern werde. Die Euphorie von Herrn Diekelmann teile sie aller​dings nicht, dazu seien die dargelegten Vorstellungen von Herrn Dr. Möllen​hoff noch zu unkonkret.

Frau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) zeigt sich überzeugt von der Wahl des neuen Kämmerers und begründet die Zustimmung ihrer Fraktion.


1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) führt aus, daß - da

niemannd widersprochen hat - durch Handzeichen gewählt wird.

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig - bei mehreren Enthaltungen mit der Mehrheit von mehr als der Hälfte der gesetzlichen Zahl der Rats​mitglieder -

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) stellt fest, daß da​mit Dr. Heinrich Möllenhoff gewählt worden ist.

Dr.   M ö l l e n h o f f   (CDU) erklärt, daß er die Wahl annimmt. Er be​dankt sich für das ihm vorgebrachte Vertrauen und hofft auf eine vertrau​ensvolle gemeinsame Arbeit zum Wohle der Stadt.

Betreff: Bestellung eines Werkleiters                        - Drs. 841 ​Berichterstatter: Dr. Kirschnick

Antrag: Regierungsvolkswirtschaftsdirektor Jörg Rüdel wird


zum 1. März 1991 zum 1. Werkleiter der Hafen- und


Verkehrsbetriebe bestellt.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit bei der Beratung der Tagesordnung anerkannt.

Zudem ist bei der Genehmigung der Tagesordnung beschlossen worden, diesen unter Punkt 40. eingeordneten Antrag vorzuziehen und hier zu behandeln.

Stellv. Stadtrat Dr.   H a a s s   (SPD) würdigt das starke Engagement des ausscheidenden Hafendirektors Egon Schönfeld, erläutert das Ausschreibungs​verfahren und hofft, daß Herr Rüdel die an ihn gestellten Erwartungen er​füllen wird. Er stellt die Qualifikationen und das bisherige Wirken von Herrn Rüdel vor.

Ratsherr Dr.   G r a n e r   (CDU) kennzeichnet das Auswahlverfahren als eine Alibiausschreibung. Die SPD habe von vornherein keine Alternative ge​wollt. Er sieht eine Fülle sachlicher Differenzen. Bei entscheidenden Fra​gen habe Herr Rüdel in seiner früheren Tätigkeit als wirtschaftspolitischer Sprecher der SPD-Ratsfraktion sich gegen die Interessen des Hafens ge​stellt; Beispiele: U-Boot-Bunker, Verkehrsanbindung Ostuferhafen. Die näch​sten Jahre werden schwierig für den Kieler Hafen angesichts zunehmender Konkurrenz; Herr Rüdel wird sich an diesen Aufgaben messen lassen müssen.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) kritisiert, daß für die Auswahl wesent​lich wohl das Parteibuch gewesen sei. Allerdings seien die von Jörg Rüdel vorgestellten Strukturlösungen für den Hafen zu begrüßen. Seine Ratsfrak​tion werde sich bei der Wahl enthalten.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) stellt fest, daß Herr Rüdel nicht der Wahlkandidat der F.D.P. sei. Ausschlaggebend für diese Be​urteilung seien dessen Äußerungen von der Unterordnung der Hafenentwicklung unter die allgemeine Stadtentwicklung. Ihre Ratsfraktion werde sich der Stimme enthalten.

Stellv. Stadtrat Dr.   H a a s s   (SPD) wiederholt, daß das Auswahlverfah​ren absolut korrekt gewesen sei.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) zeigt sich überzeugt, daß Jörg Rüdel der beste Kandidat der Bewerber sei. Sie verweist auf die positiven Rückmeldun​gen aus der Hafenwirtschaft und lädt zur konstruktiven Zusammenarbeit ein.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) nennt die externen Bewerbungen auf die Ausschreibung enttäuschend. Deshalb habe die CDU für eine erneute Aus​schreibung mit neuem Ausschreibungstext plädiert. Die langjährige Bindung an die SPD-Ratsfraktion als deren wirtschaftspolitischer Sprecher qualifi-

ziere Herrn Rüdel nicht unbedingt für die angestrebte Stelle. Er verweist auf die ebenfalls ablehnenden Stellungnahmen der Gewerkschaften. Die bishe​rige Politik von Herrn Rüdel sei meist gegen die Interessen des Hafens ver​laufen. Die CDU werde die zukünftige Arbeit von Herrn Rüdel kritisch be​gleiten.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

8. Betreff: 2. Nachtragshaushaltssatzung der Landes-            - Drs. 797 




​hauptstadt Kiel für das Haushaltsjahr

1990, Nachtragsbewirtschaftungsplan der Bühnen der Landeshauptstadt für das Wirtschaftsjahr 1990/1991 und Nachtrags​wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe für das Wirtschafts​jahr 1990


Berichterstatter: Bürgermeister Hochheim


Als Beratungsunterlagen liegen vor:


Die Drucksache 797


Eine Nachmeldeliste vom 30. Oktober 1990 (blaue Liste), die gesondert ver-


schickt wurde, 


der Veränderungsnachweis aufgrund der Beratungen des Finanzausschusses vom


08. November 1990.


Außerhalb der Tagesordnung ist 


der Veränderungsnachweis aufgrund der Beratungen im Magistrat vom 14. No-


vember 1990 auf den Tisch gelegt worden.


Es besteht das Einvernehmen, den unter Punkt 8 eingeordneten Antrag vorzu-


ziehen und hier zu beraten.

Bürgermeister   H o c h h e i m   (CDU) erläutert die Vorlage. Er begründet die Zurückstellung des 2. Nachtragshaushalts im September durch die erheb​lichen Nachmeldungen im Personalsektor. Der 2. Nachtrag sei ein reiner Kor​rekturhaushalt. Besonders kooperativ sei die Bauverwaltung gewesen. Erheb​lich wirkten sich die Belastungen durch die Personalkosten und die Sozial​ausgaben aus. Erfreulich seien hier aber Mehreinnahmen in Höhe von 2,3 Mio. DM von den Erstattungsträgern im Sozialbereich.


Finanzausschuß und Magistrat hätten dem jetzt vorliegenden Nachtragshaus-


halt einstimmig zugestimmt.

Er trägt weitere im Magistrat beschlossene Verpflichtungsermächtigungen vor. Erfreulich seien zuletzt Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer in Höhe von 9 Mio. DM. Der 2. Nachtragshaushalt sei gekennzeichnet von den Bemühun​gen, die unerwarteten Mehrausgaben im Rahmen der Asbestsanierung aufzufan​gen.

Stellv. Stadtrat Dr.   H a a s s   (SPD) beantragt, für die Stichstraße im Gewerbegebiet Schusterkrug im Vermögenshaushalt folgende Verpflichtungser​mächtigungen (VE) bereitzustellen:


Haushaltsstelle



63 911 950 Straßenbau             + 245.000 DM VE


670 048 960 Beleuchtung            +  15.000 DM VE


700 027 951 Regenwasserkanal       + 160.000 DM VE

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) begründet, daß seine Fraktion den 2. Nachtragshaushalt ablehnen wird. Er bemängelt eine finanzpolitische Diszi​plinlosigkeit, die auf allen politischen Ebenen um sich greife. Er kriti-

siert, daß der behindertengerechte Ausbau der Schwimmhalle Schilksee, der Zuschuß Kindertagesstätte Klausbrook, Maßnahme auf dem ökologischen und so​zialen Sektor gekürzt und gestrichten worden seien. Nicht zu vertreten sei​en Kürzungen im Personalbereich, sie gehen weiter zu Lasten der Effektivi​tät der Verwaltung.

Ratsherr Voigt möchte konkrete Auskunft, ob die 230.000 DM für Energiespar​mittel tatsächlich endgültig gekürzt seien.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) führt aus, daß es Verzögerungen im Mittelabfluß gäbe, der Betrag über die Energiesparmittel in die kommenden Haushaltsberatungen erneut eingehen werde.

Stadtrat
R a u p a c h   (SPD) führt aus, daß Verzögerungen beim Einbau

eines Fahrstuhles im Opernhaus ihre Ursache in den Planungsänderungen hät​te. Die Mittel dazu trügen eine Verpflichtungsermächtigung. Er äußert die Hoffnung, daß der Fahrstuhl im nächsten Jahr gebaut werde. Für den behin​dertengerechten Ausbau der Schwimmhalle Schilksee seien Mittel im Fachbe​reich des Sportausschusses eingeplant. Es sei notwendig, diese erneut in die kommenden Haushaltsberatungen einzubringen.

Ratsfrau
H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) beantragt,

28.900 DM im Verwaltungshaushalt zur Finanzierung des "Autonomen Mädchen​hauses" bereitzustellen.

Stadtrat
R a u p a c h   (SPD) berichtet, daß die Fortsetzung der Arbeit

des "Autonomen Mädchenhauses" nicht in Frage gestellt sei. Eine Ausweitung von deren Tätigkeit werde erst im Rahmen der Haushaltsberatungen 1991 dis​kutiert werden. Zudem sei die Bereitschaft des Landes abzuwarten.

Ratsherr
G e b h a r d t   (CDU) begrüßt die aus dem Nachtrag ersichtli-

che wirtschaftsfreundlichere Haltung der SPD. Ganz wesentlich sei ferner die Herausnahme der Mittel für das Industrie- und Alltagsmuseum.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) kennzeichnet die Darstellungen von Rats​herr Voigt als "dreiste Verdrehung". Mittel im sozialen und ökologischen Sektor seien nicht endgültig gestrichen, sondern verschoben.

Auch Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) kritisiert die Äußerungen von Ratsherrn Voigt. Der Baubeginn in Klausbrook werde nicht verzögert. Sie er​läutert die Einnahme im Sozialbereich. Die Steigerung von Ausgaben bei der Sozialhilfe gründe in den Vorgaben durch die Bundespolitik.

Ratsherr
D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) stellt klar, daß es keine VE für

den behindertengerechten Ausbau der Schwimmhalle gebe.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) begrüßt, daß der Antrag von Stellv. Stadtrat Dr. Haass nunmehr den Vorstellungen des Wirtschaftsdezer​nennten folge.

Ratsfrau
S c h a l o w   (SPD) gibt die Auskunft des "Autonomen Mädchen-

hauses" weiter, daß für das Projekt in diesem Jahr kein dringlicher Finanz​bedarf vorliege.

Ratsfrau
H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) kritisiert, daß sich

Stadt und Land die Verantwortung gegenseitig zuschieben und deshalb keine Gelder in dieses Projekt flössen.

Beschluß über den Ergänzungsantrag der SPD-Ratsfraktion, eingebracht von Stellv. Stadtrat Dr. Haass:

Nach Antrag - einstimmig -

Beschluß über den Ergänzungsantrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN, eingebracht von Ratsfrau Hanowski-Zabel:

A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) läßt sodann über den 2. Nachtragshaushalt einschließlich der beschlossenen Anträge abstimmen, und zwar getrennt nach Verwaltungshaushalt und Vermögenshaushalt.

Beschluß Verwaltungshaushalt: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Beschluß Vermögenshaushalt: Nach Antrag - mit großer Mehrheit -

Bürgermeister   H o c h h e i m   (CDU) verliest sodann die 2. Nachtrags​haushaltssatzung in der beschlossenen Fassung. Die Zahlen sind in die Drucksache 797 übertragen worden und der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift zu entnehmen.

Der Fehlbedarf beläuft sich danach auf 27.157.600 DM.

Beschluß über die 2. Nachtragshaushaltssatzung einschließlich des Nach​tragswirtschaftsplans Städtisches Krankenhaus:

Nach Antrag - mit Mehrheit -

Betreff: Nachtragsstellenplan 1990                           - Drs. 790 -

Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Die in der Anlage 1 zusammengefaßten Stellenplan-


anträge sowie die Entscheidungen über die Planstellen,

die das Hauptamt im Rahmen seiner ihm durch Beschluß des Personalausschusses vom 19. November 1984 erteil​ten Befugnisse seit der Beschlußfassung über den Stellenplan 1990 getroffen hat (Anlage 2), werden genehmigt.

Die in der Anlage 1 zusammengefaßten Stellenplananträge sowie die in Anlage 2 zusammengefaßten Entscheidungen des Hauptamtes über Planstellen sind der dieser Langniederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift zu entnehmen.

Auf Anregung des Stellv. Stadtpräsidenten wird dieser Tagesordnungspunkt einvernehmlich vorgezogen und unter Punkt 7 behandelt.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) erläutert die Vorlage.

Ratsfrau   S c h a l o w   (SPD) führt aus, daß die radikalen Kürzungen

des angemeldeten Stellenplans nicht vermieden werden konnten. In Zukunft sei eine große Kooperationsbereitschaft aller Bereiche gefordert. Die Frak​tionen seien auf eine gut funktionierende Verwaltung angewiesen, eine fle​xible Personalführung auf allen Ebenen deshalb notwendig.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) stellt fest, daß der Nachtragsstel​lenplan nicht den Weisungen des Innenministers aus der Genehmigungsurkunde für den Haushalt 1990 entspreche. Trotzdem seien die aus der Arbeitszeit​verkürzung resultierenden neuen Stellen noch gar nicht berücksichtigt. Es sollte eine Prüfung stattfinden, wo berechtigte Stellen aufgrund von Ar​beitszeitverkürzungen eingerichtet werden können. Das Personalloch von 13 Mio. DM sei für die Stadt blamabel gewesen. Nachgeblieben sei jetzt ein Fehlbedarf von 6,5 Mio. DM; dazu sei die Deckungsreserve aufgelöst worden. Übermäßig ausgeweitet worden seien die sechs-Monats-Verträge auf überplan​mäßigen Stellen. Die CDU lehne den Nachtragsstellenplan ab. Stellen wie für das Stadtjubiläum hätten gut über ABM-Maßnahmen finanziert werden können. Ebenso seien die neuen Stellen für die neuen Ämter nicht gerechtfertigt.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) wirft Stadtrat Diekelmann eine Ver​schiebung von Argumentationen vor. Der Personalhaushalt sei zur Spardose für marode Haushalte geworden.

Beispielsweise werden zwar Sachmittel für neue EDV-Anlagen bewilligt, nicht aber das dazu benötigte Personal. 77 Stellen des Nachtragshaushaltes seien für das Städtische Krankenhaus eingerichtet. Zu recht habe der Personalrat es abgelehnt, eine Priotitätenliste zu erstellen. Die Arbeitszeitverkürzung müsse für die gesamte Verwaltung umgesetzt werden.



Er stellt folgenden Antrag:

"1. Die in der Anlage 1 vom 22.08.1990 aufgeführten neuen Planstellen wer​den eingerichtet unter Berücksichtigung der Stellen aus Anlage 1 des Nachtragsstellenplans vom 16.10.1990.

2. Die in der Anlage 2 des Nachtragsstellenplans vom 22.08.1990 beantragten




bzw. getroffenen Entscheidungen werden beschlossen."

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) kritisiert die "Belehrungen" von Rats​herrn Voigt sowie die Ausführungen von Stadtrat Diekelmann. Der Grund für das Deckungsloch liege darin, daß die Entwicklung an der Selbstverwaltung vorbeigeführt worden sei. Kostendeckende Finanzierung könne nicht das Kri​terium der Personalbesetzung sein.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) sieht in den Maßnah​men des Personaldezernenten den richtigen Weg zur Deckung des Finanzbedar​fes. Dennoch sei diese Personalentwicklung so nicht weiterzuführen. Sie fordert eine externe Organisationsprüfung der Verwaltung.



Beschluß über den Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:



A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -



Beschluß über die Drucksache 790: Nach Antrag - mit Mehrheit -

I a) Finanzierungszusage für das                               - Drs. 755 




​"Autonome Mädchenhaus"




---------------------------

Dieser Antrag ist im Rahmen der Beratungen zur 2. Nachtragshaushalts​satzung behandelt worden und steht hier nicht mehr zur Beratung an.

b) Sperrung der Legienstraße zwischen                        - Drs. 767 -





Martens- und Lorentzendamm





----------------------------------




Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:




Die Sperrung der Legienstraße wird sofort aufgehoben.




Hierzu liegt ein Ergänzungsantrag der F.D.P.-Ratsfrak-




tion vor:                                                 - Drs. 846 -




"Die Ratsversammlung möge beschließen:

Ein anderer Test zur weiteren Verkehrsberuhigung in der Innenstadt ist zu planen. Dabei sind saisonale Einflußgrößen, wie z. B. das Weihnachts​geschäft und umliegende Bauarbeiten, zu berücksichtigen.

Das Testgebiet ist entsprechend der Prioritätenliste des Generalver-




kehrsplanes auszuwählen.

Alle von der Verkehrsberuhigung Betroffenen müssen rechtzeitig und um​fassend in Kenntnis gesetzt werden."

Ratsherr   T e w e s   (CDU) ändert den Wortlaut des vorgelegten Antras seiner Fraktion wie folgt:

"Die Straßenverkehrsbehörde wird aufgefordert, die Sperrung der Legien​straße sofort aufzuheben."


Er erläutert den Antrag.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) beantragt folgende Ergänzung des Antrages der F.D.P.-Ratsfraktion:

"Der erste Satz des Ergänzungsantrages lautet  Statt dessen ist ein an​derer Test zur weiteren Verkehrsberuhigung in der Innenstadt zu planen. 

Sie erläutert im weiteren den Antrag. Sie kritisiert die schlechte Vor-

bereitung der Maßnahme. Damit sei die Akzeptanz verspielt worden.

Ratsherr   S o n d e r f e l d t   (SPD) kritisiert den CDU-Antrag. Die jetzige Maßnahme sei vorab im Ortsbeirat diskutiert und einstimmig be​schlossen worden. Weitere Versuche der Verkehrsberuhigung in der Innen​stadt werden z. Z. im Bauausschuß beraten und von der Verwaltung ge​prüft. Er beantragt die Überweisung des F.D.P.-Antrages in den Bauaus​schuß.


Ratsherr   T e w e s   (CDU) kritisiert die mangelnde Informationspoli-


tik in den Ortsbeiräten.

Ratsherr   S o n d e r f e l d t   (SPD) wendet ein, daß die Vorberatun​gen rechtzeitig vorab erfolgten.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) sieht das Verkehrsberuhigungskon​zept allgemein als gescheitert an. Die Umleitung des Verkehrs aus der Legienstraße in die Muhliusstraße sei fehlgeschlagen. Die Verkehrspla​nung in Kiel sei unplanmäßig und undurchdacht.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   ((SPD) stellt klar, daß die Sperrung der Legienstraße in der letzten Sitzung vor der Sommerpause dem Bauausschuß vorgelegt, dann aber bis zum August vertag worden sei. Er räumt ein, daß die öffentlicxhe Vorbereitung besser hätte sein können. Der Durchgangs​verkehr sei erfolgreich aus der Legienstraße abgeleitet worden.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Beschluß über den CDU-Antrag in der geänderten Form:


A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -

c) Frauenförderplan                                          - Drs. 779 


​----------------


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


"Die Ratsversammlung möge beschließen:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel reicht beim Verwaltungsge​richt Schleswig Klage gegen die Beanstandung des Oberbürgermeisters der Landeshauptstadt Kiel vom 19.10.1990 zum Beschluß über die erste Nach​tragssatzung zur Satzung Frauenförderplan ein."


Dazu hat die F.D.P.-Ratsfraktion folgenden

Ergänzungsantrag eingebracht:                             - Drs. 847 -


"Die Ratsversammlung möge beschließen:


Die Klage wird zunächst nur zur Wahrung der Rechte eingelegt.

Gleichzeitig wird angeregt, das Verfahren auszusetzen, bis zur Entschei​dung des Bundesverfassungsgerichtes über die Vorlage des Oberverwal​tungsgerichtes Münster zur Frage der Verfassungsmäßigkeit der bevorzug​ten Einstellung von Frauen im öffentlichen Dienst."


Stadträtin   S i e b k e   (SPD) begründet den Antrag.


Ratsfrau
A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) erläutert den Er-

gänzungsantrag ihrer Fraktion. Sie sieht darin das richtige Verfahren aus Gründen der Prozeßökonomie.


Ratsfrau
L a n g e   (CDU) wirft der SPD eine Antragsflut in Sachen

Frauenförderplan vor. Die CDU unterstütze hier den Oberbürgermeister, weil er sich dem Recht verpflichtet wisse.

Die Klage werde keinen Erfolg haben. Skandalös sei, daß dem Steuerbürger diese Prozeßkosten angelastet werden. Sie fragt, wer die Klage formulie​ren solle. Frauenförderung werde hier gegen geltendes Recht auf dem Rük​ken aller Steuerbürger betrieben, was letztlich die Frauenförderungspo​litik diskreditiere.


Ratsherr
W i t t   (CDU) fragt den Oberbürgermeister, ob das Rechtsamt

die Klage formuliere oder ein Anwaltshonorar zusätzlich gezahlt werden müsse.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) führt aus, daß die SPD-


Ratsfraktion einen Rechtsanwalt beauftragen müsse.


Stadtrat
D i e k e l m a n n   (CDU) fragt an, ob nicht die Ratsver-

sammlung die Anträge beschließe und also auch bestimmen müsse, wer die Klage führt.


Ratsfrau
A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) führt aus, daß der


Streitwert etwa ca. 4.000,-- DM betrage.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) erläutert, daß die Stadt​präsidentin nach Beschluß der Ratsversammlung das weitere ausführen wer​de.

Beschluß über den Ergänzungsantrag der F.D.P.-Ratsfraktion: - Drs. 847 ​A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -


Beschluß über den Antrag der SPD-Ratsfraktion: - Drs. 779 -


Nach Antrag - mit Mehrheit -

d) Nachwahl im Ortsbeirat Suchsdorf                          - Drs. 761 


​--------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


"Die Ratsversammlung möge beschließen:


Für das ausscheidende Mitglied Helmut Bohlen wird




Holger   K r a w i n k e l ,   Nordseestraße 108, 2300 Kiel 1,


in den Ortsbeirat Suchsdorf gewählt".


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

e) Aufstellung eines Schulentwicklungsplanes                 - Drs. 815 ​


für die Landeshauptstadt Kiel 


-----------------------------------------

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


"Die Ratsversammlung möge beschließen:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, bis zum Schuljahresbeginn 91/92 einen Schulentwicklungplan vorzulegen, der die Weiterentwicklungsmöglich​keiten des allgemeinbildenden Schulwesens in Kiel darstellt.

a) Der Schulentwicklungsplan soll neben der reinen schulrechtlich festgelegten Bedarfsberechnung für die "Betriebsgrößen" der Schu​len Weiterentwicklungsmöglichkeiten pädagogisch darstellen, die durch das neue Schulgesetz eröffnet worden sind und für die ein gesellschaftlicher Bedarf auszumachen ist. Dazu gehören:

- Möglichkeiten zur Schaffung weiterer Integrierter Gesamtschulen (Erlaß zur Einrichtung von Gesamtschulen, Schreiben von Staats​sekretär Bodo Richter vom 9.8.90); 

- Möglichkeiten,, Schulen organisatorisch zu verbinden, Schulzen​tren zu bilden und dort in Klasse 5 und 6 eine gemeinsame Orien​tierung einzurichten (§ 9,4 und § 8,4 Schulgesetz) bzw. schul​artübergreifenden Unterricht zu erteilen (§ 9,5); 

- Möglichkeiten, Ganztagsschulen einzurichten (§ 5,5) und/oder "volle Halbtagsschule" vorzuhalten; 




- Integration von behinderten Kindern (§ 5,2); 




- Erhalt und Einrichtung von Förder- und/oder Langzeitklassen; 




- Konsequenzen der Arbeit von Sonderschulen als Förderzentren





(§ 25,2); 

- Konsequenzen aus der Öffnung des Unterrichts und der Wochenplan​arbeit; 

- Möglichkeiten der Öffnung von Schulen als "Nachbarschaftsschu​len"; 

- eventuelle Folgen der Auflösung von Schulkindergärten und Aus​weitung des binnendifferenzierenden Unterrichts in der Grund​schule.

b) Die Verwaltung wird beauftragt, bei der Erarbeitung des Schulent​wicklungsplanes folgendermaßen vorzugehen:

- Möglichkeiten der Kooperation mit dem Pädagogischen Institut der Universität und/oder der PH Kiel; 

- Auftragsvergabe an einschlägig bekannte Fachwissenschafler/in​nen; 

- die endgültige Entscheidung über die Auftragsvergabe trifft der Schulausschuß nach Vorstellung der Bewerber/innen bzw. Konzepte von Uni/PH in einer öffentlichen Sitzung des Schulausschusses.

Bei der Beratung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diesen Antrag


gemeinsam mit Punkt 7. f) zu beraten.

f) Erstellung eines Schulentwicklungsplanes                  - Drs. 816 ​


----------------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:


"Die Ratsversammlung möge beschließen:

Um eine umfassende bildungspolitische Planung in der Landeshauptstadt Kiel für die einzelnen Schularten zu ermöglichen, wird das Amt für Schulwesen aufgefordert, einen Schulentwicklungsplan zu erstellen. Falls Mittel für die Erhebung der statistischen Daten nötig sind, müssen diese bereitgestellt werden."

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) erinnert daran, daß die Landesvorga​ben zur Erarbeitung des Schulentwicklungsplanes noch nicht vorlägen. Er regt an, die Anträge an den Schulausschuß zu überweisen.


Ratsfrau   J ö h n c k   (SPD) beantragt die Überweisung der Anträge in


den Schulausschuß.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -

g) Beitritt zum Klimabündnis der europäischen Städte         - Drs. 817 


​-------------------------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"1. Die Landeshauptstadt Kiel tritt dem  Klimabündnis der Europäischen




Städte mit den Völkern Amazonien  bei.

Sie anerkennt das  Manifest der Europäischen Städte zum Bündnis mit den Völkern Amazoniens  (Anlage 1) und das bei dem 1. Arbeitstreffen des Klimabündnisses am 4. August 1990 in Frankfurt beratene Arbeits​papier  Klimabündnis ...  (Anlage 2) als Grundlagen für die weitere Arbeit dieses Städtebündnisses.

Der Magistrat der Landeshauptstadt Kiel wird beauftragt, den Bei​tritt der Landeshauptstadt Kiel zum Klimabündnis zu organisieren.

 2. Der Magistrat wird beauftragt, auch bei den Partnerstädten der Landeshauptstadt Kiel sowie über den Deutschen Städtetag auch bei den anderen Städten in Schleswig-Holstein für deren Beitritt zum Klimabündnis zu werben."


Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) erläutert den Antrag.

Ratsherr   N i e l ä n d e r   (SPD) sieht in Einzelzielen Übereinstim​mung mit den Zielen seiner Fraktion. Weil aber nicht alle Erklärungen eingehalten werden könnten, werde die SPD dem Antrag nicht zustimmen.

Ratsfrau   V o l q u a r t z   (CDU) sieht sich in Übereinstimmung mit dem Antrag, nicht aber mit den Ausführungen von Ratsherrn Voigt zur Kernkraft. Sie beantragt die Überweisung des Antrages in den Umweltaus​schuß.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) führt aus, daß es ihm wesentlich um eine Beschleunigung des Prozesses zum Schutze des Regenwaldes und auf der Suche nach alternativen Energien gehe.

Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) warnt davor, diesen Antrag als Alibi zur Beruhigung des eigenen Gewissens zu sehen. Wesentlich sei die lokale Umsetzung der Empfehlung der Enquete-Kommission.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -

h) Frauenförderpreis                                         - Drs. 819 ​


-----------------


Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat der Stadt Kiel wird ersucht, der Ratsversammlung ein Kon​zept für die Vergabe eines Preises für frauenfreundliche Maßnahmen in privaten Kieler Betrieben vorzulegen. Dieser Preis soll in Zusammenar​beit mit Handwerks- und Handelskammer sowie mit den Arbeitnehmerorgani​sationen vergeben werden. Da die Mehrzahl der Frauen in der Privatwirt​schaft beschäftigt ist, die nicht durch gesetzliche Regelungen zur Frau​enförderung angehalten werden kann, soll die Vergabe eines Frauenförder​preises Betriebe zu kontinuierlichen frauenfreundlichen Maßnahmen moti​vieren.


I. Zu berücksichtigen sind dabei insbesondere Maßnahmen der Betriebe



in den Bereichen:


1. Ausbildung

a) die verstärkte Ausbildung von Mädchen und jungen Frauen, auch in so-



genannten Männerberufen,

b) eine Reservierung von Ausbildungsplätzen für Mädchen und junge Frauen und


c) die anschließende Übernahme von ausgebildeten Mädchen.


2. Einstellung und Beförderung

a) die Bevorzugung von Frauen bei gleicher Qualifikation zum Abbau von Unterrepräsentationen besonders in Führungs- und Leitungsfunktionen,


b) die Formulierung ansprechender Stellenausschreibungstexte und


c) die Anwendung eines frauenfreundlichen Qualifikationsbegriffs, der

auch durch Familienarbeit erworbene Fähigkeiten und Erfahrungen be​rücksichtigt.


3. Fortbildung


a) eine gezielte Motivation von Frauen zur Fortbildung,


b) Fortbildungsmöglichkeiten auch für an- und ungelernte Frauen,

c) die Thematisierung der Gleichstellungsproblematik in Fortbildungsver​anstaltungen und


d) ein verbesserter Zugang für Frauen zu Fortbildungsveranstaltungen



auch für höherwertige Stellen.

Preiswürdig sind außerdem Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Fami​lie und Beruf für Männer und Frauen. Dazu gehören eine Wiedereinstel​lungsgarantie bei Beurlaubung aus familiären Gründen, die Möglichkeit zu sozialversicherungspflichtiger Teilzeitarbeit, auch für Aufstiegs- und Leistungspositionen, die Durchführung von Fortbildungsmaßnahmen während der Arbeitszeit sowie Fortbildungsangebote während der Familienphase und Kinderbetreuungsmöglichkeiten während der Fortbildung sowie die Einrich​tung eines Betriebskindergartens.

II. An der für die Vergabe des Frauenförderpreises zuständigen Jury wer​den die Gleichstellungsbeauftragte Arbeitnehmer- und Arbeitgeberor- ganisationen sowie Handwerks- und Handelskammer beteiligt.

Es werden sowohl Eigenbewerbungen als auch Vorschläge für mögliche Preisträger angenommen.


Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) erläutert den An-


trag.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) sieht den Antrag als Ausdruck der Hilflosigkeit, wie wenig bisher für die Frauen erreicht wurde. Mit einem solchen Preis werde nur Imageförderung für die Betriebe veranstaltet, wesentlich sei eine Änderung der Gleichstellungsrichtli​nien. Sie beantragt Überweisung in den Wirtschaftsausschuß.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) stellt fest, daß Offenheit für die Gleichberechtigung nicht durch einen Preis zu erreichen sei. Aber um der positiven Öffentlichkeitswirkung willen, die von solch einem Preis aus​gehe, werde seine Fraktion zustimmen.


Ratsfrau   L a n g e   (CDU) beantragt Überweisung in den Kieler-Woche-


Ausschuß.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag:


A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -


Beschluß über den Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion: - Drs. 819 -


Nach Antrag - mit Mehrheit -

i) Duale Abfallwirtschaft                                    - Drs. 818 


​----------------------


Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diesen



Antrag gemeinsam mit Tagesordnungspunkt 27. zu behandeln.

j) Moratorium für das Industriemuseum                        - Drs. 822 -



----------------------------------

Dieser Antrag ist bereits unter Tagesordnungspunkt 6 e) mitbehandelt worden.



Beschlußfassung: siehe dort.

k) Ansiedlung von Fachmärkten                               - Drs. 831 -



--------------------------



Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:



"Die Ratsversammlung möge beschließen:

Die Verwaltung wird beauftragt, bis zum 20. März 1991 zu prüfen, wie zur Steigerung der überregionalen Attraktivität der Stadt Kiel als Einkaufs​zentrum eine unter stadtplanerischen, verkehrsinfrastrukturellen, ökolo​gischen und wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten differenzierte An​siedlung von Fachmärkten ermöglicht werden kann und welche Standorte da​für in Innenstadtnähe geeignet sind."

Stellv. Stadtrat Dr.   H a a s s   (SPD) erläutert den Antrag.

Ratsherr Dr.   G r a n e r   (CDU) begrüßt den Antrag der SPD-Ratsfrak​tion. Die SPD betreibe nun die Aufarbeitung einer bisher mißratenen Wirtschaftspolitik.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

Es besteht Einvernehmen, anschließend Tagesordnungspunkt 7. i) aufzuru​fen.

i) Duale Abfallwirtschaft                                    - Drs. 818 -



----------------------



Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:



"Die Ratsversammlung möge beschließen:

1. Die Stadt Kiel nimmt die Absicht der Bundesregierung, zustimmend zur Kenntnis, mit einer Rechtsverordnung über die Vermeidung von Verpak​kungsabfällen Hersteller und Handel zu verpflichten, einschneidende Maßnahmmen zur Verminderung des Verpackungsmülls einzuleiten.

Sie erwartet von der Einführung der dualen Abfallwirtschaft eine drastische Verringerung des Müllvolumens und bei schneller Umsetzung aller Vermeidungs- und Verwertungsmöglichkeiten eine Reduzierung der Verbrennungskapazität der MVA.

2. Um jedoch das von der Ratsversammlung verfolgte Ziel, die Leistung der Müllverbrennungsanlage auf Dauer erheblich zu verringern nicht zu gefährden und den mit dem dualen Entsorgungskonzept verfolgten Gedan​ken der Vermeidung von Müll bzw. dessen Wiederverwertung zu stützen, wird eine thermische Verwertung des durch die duale Abfallwirtschaft gesammelten Verpackungsabfalls in Kiel abgelehnt. Dieser Beschluß




ist in die neue Abfallsatzung aufzunehmen."

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diesen An​trag gemeinsam mit Punkt 27. zu beraten:

27. Betreff: Satzung über die Vermeidung und                     - Drs. 793 ​




Entsorgung von Abfällen im





Stadtgebiet Kiel (Abfallsatzung)

Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Die beigefügte Satzung über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Abfallsatzung), Anlage 1, wird beschlossen.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) legt aufgrund der Beratungen im Magi​strat ein Erläuterungspapier des Stadtreinigungs- und Fuhramtes vom 14. No​vember 1990 (die neue Abfallsatzung), das diesem Tagesordnungspunkt nachge​heftet ist, auf den Tisch sowie eine neue Anlage 1 (Satzung über die Ver​meidung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel, die gegen die übersandte Anlage 1 auszutauschen ist.

Stadtrat Schrimer gibt sodann folgende Berichtigung für die neue Anlage 1 und das Papier des Stadtreinigungs- und Fuhramtes zu Protokoll:

"In § 36 Abs. 4 muß es statt  mehr als 50 %  heißen  ... übersteigt das bereits gestellte Volumen der Papierbehälter das bereitgestellte Volumen der Restmüllbehälter um mehr als 40 Liter, ist eine Gebühr zu zahlen."

Mit der Zusammenstellung sind folgende Änderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN auf den Tisch gelegt worden:                      - Drs. 844 -

1. In die Satzung wird folgender neuer § 1 (Grundsätze) aufgenommen:


§ 1 Grundsätze 

(1)  Die Stadt Kiel verfolgt mit größtem Nachdruck und Einsatz das Ziel, Abfälle so weit wie möglich zu vermeiden. Dabei wirkt sie zusammen mit allen abfallwirtschaftliche Belange berührenden Organisationen und Verbänden und unterstützt deren Initiativen.

(2)  Die Haushalte, Gewerbebetriebe, Dienstleistungsunternehmen sowie private und caritative Einrichtungen sind verpflichtet, die Menge der Abfälle und Schadstoffe in den anfallenden Abfällen so gering zu halten, wie es den Umständen nach möglich und zumutbar ist. Wie​derverwendbare und verwertbare Gegenstände und Stoffe sind getrennt zu halten und dürfen grundsätzlich nicht mit Abfällen vermischt werden.

(3)  Die in der Stadt Kiel anfallenden Abfälle - insbesondere Glas, Pa-

pier, Metall, Bauschutt, Erdaushub, Straßenaufbruch und kompostier​bare Stoffe - sind weitestgehend der stofflichen Abfallverwertung zuzuführen. Sie dürfen grundsätzlich nicht zur Müllverbrennungsan​lage und zur Deponie gebracht werden, wenn Möglichkeiten der stoff​lichen Verwertung bestehen.

(4)  Die thermische Behandlung ist nur für solche Abfälle zulässig, für die die Maßnahmen nach Absatz (1) bis (3) ausgeschöpft sind.

(5)  Die Stadt Kiel verpflichtet sich, daß Umweltbeeinträchtigungen, die von den von der Stadt Kiel oder beauftragten Dritten betriebenen Entsorgungsanlagen - insbesondere der Müllverbrennungsanlage und den Deponien für Hausmüll, hausmüllähnliche Gewerbeabfälle und Bau​reststoffe - ausgehen, so gering wie möglich gehalten werden.

2. Der in der Verwaltungsvorlage enthaltene § 1 (Öffentliche Einrichtung) wird neuer § 2 (Öffentliche Einrichtung).


Zusatz:

Bei Absatz (1) wird unter Punkt 2 (Getrennte Sammlungsdienste) hinzuge-


fügt:


- Dosen und Kleinmetallteile

3. In die Satzung wird in Anlehnung an die Abfallsatzung des Landkreises Marburg-Biedenkopf ein neuer § 3 (Begriffsbestimmungen) aufgenommen (siehe Anlage 1).

4. In die Satzung wird folgender neuer § 4 (Abfallberatung) aufgenommen:


§ 4 Abfallberatung 

(1)  Die Stadt informiert und berät regelmäßig die Abfallerzeuger (Haus​halte, Betriebe usw.) mit dem Ziel: 

- Abfälle, insbesondere auch schadstoffhaltige, weitestgehend zu vermeiden, 



- nicht vermeidbare Abfälle weiterzuverwenden und zu verwerten, 

- schadstoffhaltige Abfälle umweltverträglich zu entsorgen.


(2)
... In diesem Absatz sollen die Abfallberatungsinstanzen der Stadt



konkretisiert werden ...

(3)  Gewerbebetriebe, die Erzeugnisse mit erheblicher Bedeutung für die Abfallentsorgung an Endverbraucher abgeben, müssen abfallwirt​schaftliche Hinweise der Stadt an die Kunden in geeigneter Form in ihren Verkaufsräumen anbringen.


(4)
... In diesem Absatz soll konkretisiert werden, auf welche Stoffe

die in Absatz (3) aufgeführten abfallwirtschaftlichen Hinweise der Stadt sich beziehen sollen ...

5. Der in der Verwaltungsvorlage enthalte § 2 (Grundsätze) im 1. Abschnitt (Abfallvermeidung) entfällt (Erläuterung: siehe neuer § 1 Grundsätze).

6. Der in der Verwaltungsvorlage enthaltene § 3 (Beschaffungswesen) wird neuer § 5 (Beschaffungswesen) mit folgendem Wortlaut:


§ 5 Beschaffungswesen 

(1)  Das Beschaffungswesen besonders der öffentlichen Einrichtungen und

der Gewerbebetriebe ist so einzurichten daß nach Möglichkeit die Entstehung von Abfall vermieden und die Wiederverwendung von Gegen​ständen und Stoffen gefördert wird.

(2)  Die Dienststellen der Stadt müssen ihr Beschaffungs- und Vergabewe​sen so ausrichten, daß die Entstehung von Abfall vermieden, die Wiederverwertung von Wertstoffen gefördert und der Markt für Recy​clingprodukte gestärkt wird. Die Einzelheiten regelt die Vergabe​ordnung der Stadt Kiel.

(3)  Die Stadt strebt hierbei eine Vorbildfunktion für private und ge​werbliche Einrichtungen an. Weiterhin wirkt die Stadt auf Gesell​schaften und Körperschaften, an denen sie beteiligt ist, ein, damit diese die Entstehung von Abfällen weitestgehend vermeiden und die Wiederverwendung und Verwertung fördern.

7. Der in der Verwaltungsvorlage enthaltene § 4 (Eigenkompostierung) wird neuer § 6 (Eigenkompostierung) mit folgendem Wortlaut:


§ 6 Eigenkompostierung

Eine besonders wirksame Form der Abfallvermeidung ist die Eigenkompo​stierung und die Eigenverwertung des fertigen Kompostgutes. Auf Grund​stücken mit Hausgarten sollen diese organischen Abfallstoffe kompostiert werden. Die Grundstückseigentümer und die sonst dinglich Berechtigten sollen die Möglichkeiten nutzen, die kompostierbaren Stoffe in einer das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigenden Weise auf dem Grund​stück zu kompostieren oder öffentlichen oder privaten Kompostierungsan​lagen zuzuführen.


Anmerkung: 

Satz 2 ("Auf Grundstücken mit Hausgarten ...") ist in Anlehnung an die Abfallsatzung der Stadt Nürnberg in die Abfallsatzung neu aufzunehmen.


Zusatz: 

Nach Satz 3 ("... Kompostierungsanlagen zuzuführen.") ist ein Verweis


auf § 11 (Kompostierbare Stoffe) zu ergänzen.

 8. Der in der Verwaltungsvorlage enthaltene § 5 (Veranstaltungen auf öf​fentlichen Straßen) wird neuer § 7 (Veranstaltungen auf öffentlichen Straßen) mit folgendem Wortlaut:


§ 7 Veranstaltungen auf öffentlichen Straßen 

(1)  Bei Veranstaltungen auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen so​wie in öffentlichen Gebäuden und städtischen Einrichtungen dürfen Speisen und Getränke nur in pfandpflichtigen, wiederverwendbaren Verpackungen und Behältnissen ausgegeben werden. Einzelheiten wer​den in der Erlaubnis für die Veranstaltung geregelt. Abweichungen können in begründeten Ausnahmefällen zugelassen werden.

(2)  Für größere Veranstaltungen, insbesondere für die Kieler Woche, sollen in einem Gremium aus Vertretern der Stadt und des beteilig​ten Gewerbes spezielle Vermeidungsmöglichkeiten erarbeitet werden.


Anmerkung: 

In Absatz (1) ist neu hinzugefügt: "... sowie in öffentlichen Gebäuden

und städtischen Einrichtungen ..." und "... pfandpflichtigen ..."

 9. Der in der Verwaltungsvorlage enthaltene § 6 (Verbot von Einwegerzeug​nissen) wird neuer § 8 (Verbot von Einwegerzeugnissen) mit folgendem Wortlaut:


§ 8 Verbot von Einwegerzeugnissen 


(1)
... siehe Satz 1 Verwaltungsvorlage ...

(2)  Handelsbetriebe mit mehr als 300 m  Geschoßfläche sollen für ihre

Kunden auf Anordnung der Stadt Sammelbehälter für Verpackungsabfäl​le anbieten, deren Verpackung für die Kunden entbehrlich ist.

10. Der in der Verwaltungsvorlage enthaltene § 7 (Abfallberatung) entfällt; siehe neuer § 4 Abfallberatung.

11. Der in der Verwaltungsvorlage enthaltene § 8 (Grundsätze) im 2. Ab​schnitt (Abfallverwertung) entfällt; siehe neuer § 1 Grundsätze.

12. Der in der Verwaltungsvorlage enthaltene § 9 (Papier und Pappe) wird wie folgt verändert:


§ 9 Papier und Pappe


(1)
... siehe Verwaltungsvorlage ...

(2)  Gewerbebetriebe, die nicht an das System der "blauen Tonne" ange​schlossen sind, müssen gegenüber der Stadt eine den Grundsätzen dieser Satzung entsprechende Entsorgung der Papier- und Pappeabfäl​le nachweisen.

(3)  In die Papierbehälter dürfen keine anderen Abfälle als die in Ab​satz (4) Satz 1 genannten verwertbaren Papier- und Pappesorten ge​worfen werden. Papier- und Pappeabfälle dürfen nicht in die Rest​müllbehälter geworfen werden.


(4)
... siehe Absatz 2 der Verwaltungsvorlage ...

13. Der in der Vorlage enthaltene § 10 (Altglas) wird wie folgt verändert:


§ 10 Altglas


(1)
... wie Vorlage ...


(2)
... wie Vorlage ...

(3)  Gewerbebetriebe, Behörden und andere private und öffentliche Ein​richtungen müssen sich mit der Stadt darüber abstimmen, wie das bei ihnen anfallende Altglas der Wiederverwertung zugeführt wird.

14. Bei § 11 (Kompostierbare Stoffe) wird ein Verweis auf § 6 (Eigenkompo​stierung) ergänzt.

15. In die Satzung wird folgender neuer § 12 (Altkleider und Textilien) auf​genommen:



§ 12 Altkleider und Textilien

(1)  Textilien und Altkleider dürfen nicht in die Wertstoff- und die




Restmüllbehälter geworfen werden.

(2)  Altkleider und Textilien sind über die bestehenden Möglichkeiten

der speziellen Altkleidersammlungen der Wiederverwertung zuzufüh​ren.

16. In die Satzung wird folgender neuer § 13 (Kunststoffe) aufgenommen:



§ 13 Kunststoffe

(1)  Kunststoffe aus Haushaltungen sind getrennt zu entsorgen, sobald Möglichkeiten der umweltverträglichen Zwischenlagerung bzw. der Wiederverwertung für gemischte Haushaltskunststoffe zur Verfügung stehen.

(2)  Gewerbebetriebe sind verpflichtet, gegenüber der Stadt eine den Grundsätzen dieser Satzung entsprechende Kunststoffentsorgung nach​zuweisen.

17. In die Satzung wird folgender neuer § 14 (Metalle) aufgenommen:



§ 14 Metalle

(1)  Kleinmetalle und Dosen sind über die bestehenden Möglichkeiten der Altmetallsammlung und -erfassung zu entsorgen, um einer Wiederver​wertung zugeführt werden zu können.

(2)  Gewerbebetriebe sind verpflichtet, gegenüber der Stadt eine den Grundsätzen dieser Satzung entsprechende Altmetallentsorgung nach​zuweisen.

18. In die Satzung wird folgender neuer § 15 (Möbel) aufgenommen:



§ 15 Möbel

(1)  Gebrauchsfähige Möbelstücke sind, soweit keine private Verwendungs​möglichkeit gegeben ist, über karitative Verbände oder soziale Ein​richtungen der Wiederverwertung zuzuführen.

(2)  Im Rahmen der städtischen Sperrmüllabfuhr sollen aus privaten Haushalten gebrauchsfähige Möbel gesondert abgefahren und der Wiederverwertung zugeführt werden.

19. Der in der Verwaltungsvorlage enthaltene § 12 (Erdaushub) wird neuer



§ 16 (Erdaushub); keine Veränderungen im Text.

20. Der in der Verwaltungsvorlage enthaltene § 13 (Bauschutt) wird neuer



§ 17 (Bauschutt); keine Veränderungen im Text.

21. Der in der Verwaltungsvorlage enthaltene § 14 (Grundsätze) im 3. Ab​schnitt (Besonders schadstoffbelastete Abfälle ...) wird neuer § 18 (Grundsatz.



Zusatz:

In die Satzung wird eine Anlage "Besonders schadstoffbelastete Abfälle" in Anlehnung an die Abfallsatzung des Kreises Segeberg aufgenommen; bei § 18 wird ein entsprechender Verweis ergänzt.

22. Der in der Verwaltungvorlage enthaltene § 15 (Schadstoffbelastete Abfäl​le aus Haushaltungen) wird neuer § 19 (Schadstoffbelastete Abfälle aus




Haushaltungen) mit folgendem Wortlaut:




§ 19 Schadstoffbelastete Abfälle aus Haushaltungen

(1)  Die in Haushaltungen anfallenden und in der Anlage dieser Satzung aufgeführten schadstoffhaltigen Abfälle dürfen nicht in die Rest​müllsammelbehälter gefüllt werden.




(2)
... wie Satz 1 der Vorlage, wobei "sind" durch "müssen" ersetzt






wird ...

23. Der in der Vorlage enthaltene § 16 wird neuer § 20 (Schadstoffbelastete Abfälle aus Gewerbebetrieben) mit folgendem Wortlaut:




§ 20 Schadstoffbelastete Abfälle aus Gewerbebetrieben




(1)
... wie Vorlage ...

(2)  Gewerbebetriebe sind verpflichtet, gegenüber der Stadt eine den Grundsätzen dieser Satzung entsprechende Entsorgung der bei ihnen anfallenden schadstoffhaltigen Abfälle nachzuweisen

24. Der in der Vorlage enthaltene § 17 (Kühlgeräte) wird neuer § 21 (Kühlge​räte); keine Veränderungen im Text.

25. Der in der Vorlage enthaltene § 18 (Begriff) im 4. Abschnitt (Sperrgut) entfällt; siehe neuer § 3 (Begriffsbestimmungen).

26. Der in der Vorlage enthaltene § 19 (Entsorgung des Sperrguts) wird neuer § 22 (Entsorgung des Sperrguts) mit folgendem Wortlaut:




§ 22 Entsorgung des Sperrguts




(1)
...Satz 1 aus Abs. 1 der Vorlage ergänzt um Absatz 2 der Vorlage...




(2)
... Satz 2 aus Abs. 1 der Vorlage ...

27. Der in der Vorlage enthaltene § 20 (Anlagen) wird neuer § 23 (Anlagen).




Zusatz:

Die in der Vorlage enthaltene Reihenfolge der Anlagen wird umgekehrt.

28. Der in der Vorlage enthaltene § 21 (Abfallentsorgung durch die Stadt) im 6. Abschnitt (Umfang der Abfallentsorgung) wird neuer § 24 (Abfallent​sorgung durch die Stadt), wobei die Worte "oder Energie" ersatzlos ge​strichen werden.

29. Die in der Vorlage enthaltenen §§ 22 bis 27 werden neu numeriert: §§ 25 bis 30.

30. Der in der Vorlage enthaltene § 28 (Papier- und Restmüllbehälter) wird neuer § 31 (Werkstoff- und Restmüllbehälter) und wie folgt verändert:

- In Absatz 1 wird "Papier- und Restmüllbehälter" durch "Wertstoff- und





Restmüllbehälter" ersetzt;

- In Absatz 3 wird "20 l je Woche und Person" durch "30 l je Woche und

Person" ersetzt; entsprechend wird "10 l" ersetzt durch "15 l".

- Es wird ein neuer Absatz aufgenommen, in dem anhand eines differen-





zierten Katalogs, der als Anlage in die Satzung aufzunehmen ist

(siehe Abfallsatzung der Stadt Bielefeld), die Festsetzung eines Min​destbehältervolumens - unterteilt nach Betriebszweigen - für gewerb​lich genutzte Grundstücke geregelt wird (siehe Anlage 2).

31. Die in der Vorlage enthaltenen §§ 29 bis 38 werden neu numeriert: §§ 32 bis 41.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) erläutert die Vorlage der neuen Abfall​satzung. Zum Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion führt er aus, daß er das verab​schiedete Konzept der Bundesregierung für völlig ungeeignet zur Vermeidung

des Müllvolumens hält.

Ratsherr
R o g a c k i   (CDU) äußert seine Verwunderung über den

F.D.P.-Antrag, daß dieser nicht in den Umweltausschuß eingebracht worden sei. Ziel der neuen Satzung sei der Vorrang der Abfallvermeidung vor der Abfallbeseitigung. Er hofft, daß die Satzung einer rechtlichen Prüfung standhalten werde. Viele Dinge bedürfen noch einer besseren Konkretisieru​ung, vieles seien reine Absichtserklärungen. Es müßten auch kleinere Tonnen angeboten werden. Er kritisiert zahlreiche formale Mängel im Vorfeld der Beratungen. Trotz erheblicher Bedenken werde die CDU aber der Vorlage zu​stimmen.

Stellv. Stadtrat   W u n d e r   (CDU) stellt eine Zwischenfrage.

Ratsherr
R o g a c k i   (CDU) beantragt, über den F.D.P.-Antrag getrennt

nach den aufgeführten Punkten abzustimmen.

Ratsherr
P l a t h   (F.D.P.) erläutert den Antrag seiner Fraktion. Die

nunmehr erreichte Rechtssicherheit der neuen Abfallsatzung sei zu begrüßen. Zu vielen Punkten gäbe es aber noch Bedenken, z. B. in sachen Kunststoff​müllentsorgung. Gleichzeitig sei der Einstieg in die Kompostierungswirt​schaft längst überfällig. Das dazu in Auftrag gegebene Gutachten trage eine reine Alibifunktion. Das Fehlen der Dualen Abfallwirtschaft in der Satzung sei ebenfalls nicht zu verstehen. Die Einrichtung eines Recyclinghofes sei zu begrüßen, aber auch hier fehle ein langfristiges Konzept. Die Zusammen​arbeit mit den Nachbarkreisen müsse verbessert werden.

Stadtrat
R a u p a c h   (SPD) fordert, auf Einhaltung der Redezeiten zu

achten.

Ratsherr
V o i g t   (DIE GRÜNEN) kritisiert den Antrag der F.D.P.-Rats-

fraktion. Die thermische Verbrennung bleibe weiterhin möglich, Kunststoffe seien nicht kennzeichnungspflichtig. Erreicht werde dadurch eine Deregulie​rung der Abfallwirtschaft. DIE GRÜNEN werden die vorgelegte Satzung ableh​nen, den Anlagen 2 und 3 dagegen zustimmen. Er beantragt, die Anlage 1 ein​schließlich der vorgelegten Ergänzungen und Änderungen in den Umweltaus​schuß zu überweisen.

Ratsherr
N i e l ä n d e r   (SPD) sieht in dem Antrag der F.D.P.-Rats-

fraktion kein Konzept zur Müllvermeidung, sondern allein eine Müllverlage​rung.

Er begrüßt die vorgelegte Abfallsatzung. Sie sei die Umsetzung des im Rat beschlossenen Abfallwirtschaftskonzeptes und verfolge die Leitlinie: Ver​meidung, Verwertung, Deponierung und erst dann Verbrennung.

Namens der SPD-Ratsfraktion, der CDU-Ratsfraktion, der Ratsfraktion DIE GRÜNEN und der F.D.P.-Ratsfraktion stellt Ratsherr   N i e l ä n d e r (SPD) folgenden interfraktionellen Antrag:

"Die Ratsversammlung der Stadt Kiel fordert die Landesregierung auf, mit einem Landesabfallgesetz schnellstens eine Ermächtigungsgrundlage für ein konsequentes Handeln der Kreise und kreisfreien Städte im Bereich der Abfallvermeidung zu schaffen."

Beschluß über den von Ratsherrn Voigt für die Ratsfraktion DIR GRÜNEN ein​gebrachten Geschäftsordnungsantrag:

A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -

Ratsfrau
V o l q u a r z   (CDU) sieht in der Einführung der dualen Ab-

fallwirtschaft durchaus ein Konzept zur Müllvermeidung.

Ratsherr
V o i g t   (DIE GRÜNEN) erläutert die Änderungsanträge seiner

Fraktion zur Abfallsatzung.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) wiederholt, daß die Satzung nur den ge​genwärtigen Zustand widerspiegele und keine Zukunftsperspektiven fest​schreibe. Die bisherigen Kontrollmöglichkeiten werden übernommen.

Es erfolgen Zwischenrufe.

Stadtrat Schirmer führt aus, daß versucht werde, das duale Abfallsystem zu integrieren.

Beschluß über Punkt 7. i) - Drs. 818: 1. Stellv. Stadtpräsident läßt auf Antrag von Ratsherrn Rogacki (CDU) die Punkte 1. und 2. des Antrages ein​zeln abstimmen.

Beschluß über Punkt 1:    A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -

Beschluß über Punkt 2:    A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -

Beschluß über die Änderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN in der Fassung der Drucksache 844:

A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -

Beschluß über die Satzung über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Abfallsatzung) - Drs. 793 - in der Fassung aufgrund der Beratungen im Magistrat einschließlich der vorgetragenen Berichtigung:

Nach Antrag - mit Mehrheit -

Beschluß über den interfraktionellen Antrag: Nach Antrag - einstimmig -

l) Nachwahl im Ortsbeirat Holtenau                           - Drs. 843 


​-------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Für das ausscheidende Mitglied im o. g. Ortsbeirat Herr Bernd Eisermann, Königstraße 42 c, 2300 Kiel 17, wird

Herr Heinz Malonn, Immelmannstraße 4, 2300 Kiel 17


gewählt.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

m) Neufassung des Finanzausgleichsgesetzes                   - Drs. 849 


​---------------------------------------

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion und der F.D.P.-Rats-


fraktion vor:


"Die Ratsversammlung möge beschließen:

Die Ratsversammlung hat den Referentenentwurf des Innenministers zur Re​form des Kommunalen Finanzausgleichs zur Kenntnis genommen. Sie sieht darin einen Schritt in die richtige Richtung zu mehr Verteilungsgerech​tigkeit zwischen den Kommunen des Landes Schleswig-Holstein.

Der Referentenentwurf enthält aus Kieler Sicht eine Reihe positiver An-


sätze:


1. Quotales System bei der Sozialhilfe. 

Erstmals akzeptiert eine Landesregierung damit die berechtigte Forde​rung speziell der kreisfreien Städte nach finanzieller Hilfe bei den rapide wachsenden Sozialhilfeausgaben.

2. Einführung des Schullastenausgleichs. 

Dadurch werden die Wohnsitzgemeinden gerechter an den Kosten für die schulische Versorgung der Schülerinnen und Schüler beteiligt, die aus dem Umland kommen und die schulischen Einrichtungen z. B. der Oberzentren besuchen.

3. Bildung eines Altlastenfonds sowie weiterer Vorwegabzüge (ÖPNV, Da​tenzentrale pp.). 

Auch diese Ansätze sind geeignet, zu mehr Gerechtigkeit bei der Be​wältigung schwieriger, die Finanzkraft der kreisfreien Städte über​steigender Lasten zu kommen.

4. Verstärkte Abkehr von den Zweckzuweisungen. 

Damit wird eine alte Forderung der Stadt Kiel aufgenommen, die Fi​nanzautonomie der Kommunen zu stärken und die "goldenen Zügel" zu lockern.

Diese Maßnahmen sowie weitere Leistungen des Landes innerhalb und außer​halb des FAG sind geeignet, die Strukturschwäche der Haushalte der kreisfreien Städte zu mildern, wenn auch nicht nachhaltig zu verbessern. Die Forderung nach weiteren finanziellen Hilfen des Landes, aber vor al​lem des Bundes bleibt bestehen, zumal sich die Probleme in naher Zukunft verstärken (Stichworte: Wohnungsnot, Asbestsanierung, Kindergartenplät​ze, Asylbewerber).

Das strukturelle Defizit der Stadt Kiel wird nicht nachhaltig beseitigt. Deshalb hält die Ratsversammlung an ihrer Forderung fest, daß das Land einen auf Dauer angelegten tatsächlichen Ausgleich für die Belastungen schafft, die ihr aus der Trägerschaft der Sozialhilfe erwachsen. Die po​sitiven Ansätze der FAG-Reform können nicht darüber hinwegtäuschen, daß auch der beabsichtigte Eingriff in die Finanzausgleichsmasse in Höhe von 100 Millionen DM in den Jahren 1991 - 1994 zugunsten des und Landeshaus​halts Anlaß zur Sorge gibt.

Die Ratsversammlung erwartet darüber hinaus längerfristige Planungssi​cherheit, die durch die Landesregierung zumindest für einen Zeitraum bis 1994 garantiert sein muß.

Ziel der Bemühungen muß es sein, den Handlungsspielraum der kommunalen Gebietskörperschaften zu vergrößern und die kommunale Selbstverwaltung zu stärken."

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) erläutert den Antrag.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) begründet seine Ablehnung des An​trages. Das Finanzausgleichsgesetz sei ein schlechtes Gesetz. Das Land gehe von einem erhöhten Steueraufkommen in den nächsten Jahren aus, ein​gerechnet die Abführungen in den Fond deutscher Einheit. Gleichzeitig rechne das Land den kreisfreien Städten 100 Mio. DM Entlastuung der Ver​waltungshaushalte vor, die im übrigen 70 Mio. DM der Revisionsklausel beinhalten.

Dem Gesetz fehlten Modellberechnungen. Er zitiert die Finanzministerin, daß die Kommunen so reich seien, um dem Land "Entwicklungshilfe" leisten zu können. Das Gesetz sei voller Umverteilungen, ohne daß die Kommunen im Endeffekt mehr Geld erhalten würden, mithin eine "Mogelpackung". Das Gesetz gehe am Bedarf der kreisfreien Städte vorbei. Das Land übe einen "Diebstahl" bei den Kommunen aus.

Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) wertet einige Vorstellungen des neuen Gesetzes als positiv, doch gibt es zahlreiche Punkte zu kri​tisieren. Deshalb bringt Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) im Namen sei-

ner Fraktion folgenden Alternativantrag ein:

"Die Ratsversammlung hat den Referentenentwurf des Innenministers zur Reform des kommunalen Finanzausgleichs zur Kenntnis genommen. Der Entwurf enthält aus Kieler Sicht eine Reihe positiver Ansätze:


1. Quotales System der Sozialhilfe


2. Einführung des Schullastenausgleiches

3. Bildung eines Altlastenfonds sowie weiterer Vorwegabzüge


4. Verstärkte Abkehr von den Zweckzuweisungen.


Es muß jedoch auch darauf hingewiesen werden, daß

1.  aus dem Zuwachs der FAG-Masse ohne Kürzung durch das Land um 100 Mio. DM zwischen 1990 und 1991 hätten die Städte von 126 Mio. DM ohnehin 1/3 erhalten (42 Mio. DM);

2.  Die Höhe des Rechtsanspruchs aus der Revisionsklausel, deren Volumen für alle Kommunen auf 70 Mio. DM beziffert werden, er​rechnet sich für die Städte auf 30 Mio. DM.

3.  Die tatsächliche Verbesserung kann also maximal 28 Mio. DM be​tragen, wobei die Vor- und Nachteile der FAG-Änderungen bei den Vorwegabzügen noch unberücksichtigt sind. Unberücksichtigt ist auch der Verlust aus der Revisionsklausel der vergangenen Jahre.

Als Ergebnis bleibt festzuhalten, daß die Landeshauptstadt Kiel mit der Kürzung der erwarteten Zuwächse um 100 Mio. DM in den nächsten fünf Jahren nicht einverstanden ist.

Die Stadt fordert deswegen die Mitglieder des Landtages auf, den Kürzungsplänen aus dem Referentenentwurf nicht zuzustimmen."

Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) drückt seine tiefe Sorge über die unzu​reichende Alimentierung aus. Dennoch sei das Finanzausgleichsgesetz ein Schritt in die richtige Richtung. Er kritisiert das Feindbildschema der CDU-Ratsfraktion. Wesentlich seien hier die Interessen der Bürger und nicht parteipolitische Aspekte.

Bürgermeister   H o c h h e i m   (CDU) stellt fest, daß aufgrund der Novellierung des Finanzausgleichsgesetzes keine langfristige Konsolidie​rung der kreisfreien Städte möglich sei. Die Neuordnung im Rahmen des quotalen Systems und im Rahmen des Schullastenausgleichs seien richtige Schritte, werden aber durch die großen Eingriffe weitgehend neutrali​siert. Unter dem Strich erhalte die Stadt Kiel Mehreinnahmen in Höhe von 16 Mio. DM, was in jeder Hinsicht unbefriedigend sei.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) fordert von der F.D.P.-Ratsfrak​tion die Position der Stadt Kiel deutlicher zu unterstreichen. Die F.D.P. gehe politischen Streitigkeiten stets aus dem Weg und sei poli​tisch nicht faßbar.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) kritisiert die Äußerungen von Stadt​rat Diekelmann. Aber auch die SPD sei nicht besser, sie schone die Lan​desregierung. Das strukturelle Defizit der Landeshauptstadt könne nicht mittels des Finanzausgleichsgesetzes saniert werden.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) wirft Stadtrat Diekelmann bloßen Wahl​kampf vor. Dagegen wisse sich der Beitrag von Ratsherrn Platz der kommu​nalen Verantwortung verpflichtet. Die Landesregierung werde nicht ge​schont, sondern deren Möglichkeiten realistisch eingeschätzt.

Beschluß über den Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:

A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -

Beschluß über den interfraktionellen Antrag der SPD-Ratsfraktion und der F.D.P.-Ratsfraktion - Drs. 849 -::



Nach Antrag - mit Mehrheit -

8. Betreff: 2. Nachtragshaushaltssatzung der Landes-            - Drs. 797 -

hauptstadt Kiel für das Haushaltsjahr 1990, Nachtragsbewirtschaftungsplan der Bühnen der

Landeshauptstadt für das Wirtschaftsjahr 1990/1991 und Nachtragswirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe für das Wirt​schaftsjahr 1990


Berichterstatter: Bürgermeister Hochheim

Dieser Tagesordnungspunkt wurde vorgezogen und bereits unter Punkt 7. be-


raten. Beschlußfassung: siehe dort.

9. Betreff: Nachtragsstellenplan                                - Drs. 790 -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Dieser Tagesordnungspunkt wurde vorgezogen und bereits unter Punkt 7. be-


raten. Beschlußfassung: siehe dort.

10. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 9.100,00 DM      - Drs. 713 




​für den Rettungsdienst


Berichterstatter: Stadtrat Moriz


Antrag:  Nach § 82 I S. 3 GO wird folgende Anordnung getroffen:

Der überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 9.100,00 DM bei der Haus​haltsstelle 160.550 - Pflege und Unterhaltung von Kraftfahrzeugen - wird zugestimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der HHSt. 034.2611 - Stundungszinsen für Ge​werbesteuer -.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 18.500,00 DM     - Drs. 712 ​




für den Betrieb und die Unterhaltung der




Fahrzeuge der öffentlichen Feuerwehren


Berichterstatter: Stadtrat Moriz


Antrag:  Nach § 82 I S. 3 GO wird folgende Anordnung getroffen:

Der überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 18.500,00 DM bei der Haus​haltsstelle 130.550 - Pflege und Unterhaltung von Kraftfahrzeugen - wird zugestimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der HHSt. 034.2611 - Stundungszinsen für Gewer​besteuer -.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 21.200,00 DM     - Drs. 714 ​




bei der Haushaltsstelle 160.571 für




Verbandsstoffe, Heil- und Desinfektionsmittel


Berichterstatter: Stadtrat Moriz


Antrag:  Nach § 82 I S. 3 GO wird folgende Anordnung getroffen:

Der überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 21.200,00 DM bei der Haus​haltsstelle 160.571 - Verbandsstoffe, Heil- und Desinfektionsmit​tel - wird zugestimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnah​men in gleicher Höhe bei der HHSt. 034.2611 - Stundungszinsen für Gewerbesteuer -.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff: Neubau Einsatzzentrale der Feuerwehr                - Drs. 635 -



- Nachrichtentechnik -



hier: Kostenanschlag aufgrund der





Ausschreibungsergebnisse


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag:  Gemäß § 10 Abs. 3 b Baumittelrichtlinien wird einer Erhöhung der Ausgaben von bisher 2.455.000,-- DM auf insgesamt 3.910.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 130.022.964 - Nachrichtentechnik der Ein​satzzentrale der Feuerwehr - zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - ohne Gegenstimmen - bei 2 Enthaltungen

14. Betreff: Neufassung der Gebührensatzung für den              - Drs. 715 ​Rettungsdienst der Landeshauptstadt Kiel vom



7. Dezember 1970 in der Fassung der



13. Nachtragssatzung vom 24.09.1986


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag:  Der Neufassung der Gebührensatzung für den Rettungsdienst der Landeshauptstadt Kiel vom 07.12.1970 in der Fassung der 13. Nach​tragssatzung vom 24. September 1986 wird zum 01.01.1991 zuge​stimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff: Konzept zur Verbesserung der mobilen                - Drs. 716 ​Schadstoffsammlung in der Landeshauptstadt Kiel

entsprechend dem Abfall-Wirtschaftskonzept Kiel 1990 des Stadtreinigungs- und Fuhramtes vom
12.01.1990, Seite 76


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag:  Der Verbesserung der mobilen Schadstoffsammlung durch ein Schad​stoffmobil, personell besetzt mit einem Chemielaboranten, wird zugestimmt.


Stadtrat   M o r i z   (CDU) erläutert den Antrag.

Ratsfrau   L i n d n e r   (SPD) begrüßt den Antrag und beantragt zwecks konkreter Umsetzung die Zurückstellung bis zu den Beratungen des Haushalts für 1991.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) sieht diesen Antrag auf gleicher Linie mit der beschlossenen Abfallsatzung und fordert, diesem zu entsprechen.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

16. Betreff: Querschnittsprüfung des Landesrechnungshofes der    - Drs. 406 



​kommunalen Theater


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag:  a) Dem anliegenden Entwurf einer Stellungnahme zu dem Bericht des Landesrechnungshofes über die Querschnittsprüfung der kommu​nalen Theater wird zugestimmt (Anlage 1)



b) Die Verwaltung wird beauftragt,

1. Verhandlungen mit dem Land darüber zu führen, inwieweit dies sich mit eigenen Mitteln über den bisherigen Umfang hinaus an Investitionen im Bereich der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel finanziell beteiligen kann,

2. zusammen mit dem Land gemeinsam ein Konzept zu entwickeln, um die Zusammenarbeit der Theater zu verbessern (Ausstattung mit finanziellen, sachlichen und technischen Mitteln).

Der Entwurf einer Stellungnahme zu dem Bericht des Landesrechnungshofes

über die Querschnittsprüfung der kommunalen Theater (Anlage 1) ist der die​ser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift zu entnehmen.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) führt aus, daß auf städtischer Ebene nicht genügend über die Funktionskrise des Theaters nach​gedacht worden sei. Ihre Fraktion werde dem Teil A des Antrages nicht zu​stimmen, weil die Auflösung des traditionellen Dreispartentheaters und de​ren Folgen nicht ausreichend diskutiert worden sei. Insbesondere müsse der starke Zuschauerrückgang und damit der Rezeptionswandel berücksichtigt wer​den.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) stellt fest, daß es nicht Aufgabe des Landesrechnungshofes gewesen sei, die Funktionskrise des deutschhen Stadt​theaters zu beraten. Ferner gäbe es zwischen SPD, CDU und F.D.P. nicht den geringsten Dissenz über das städtische Theater. Er weist darauf hin, daß Beratungsgrundlage die Drucksache 406 einschließlich der Beschlüsse des Kulturausschusses, wie in Anlage 6 dargestellt, sei.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) fragt, wie der Be​trieb des Schauspielhauses angesichts der dortigen Arbeitssituation noch weiter aufrecht zu erhalten sei. Sie zitiert den Kieler Intendanten, daß ein 3-Sparten-Theater in Kiel wie in Lübeck gleichzeitig auf Dauer nicht betrieben werden könne.

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) kritisiert, daß es tatsächlich Überlegun​gen des Landes gäbe, den Betrieb eines 3-Sparten-Theaters sowohl in Lübeck wie in Kiel nicht fortwährend zu finanzieren. Es sei notwendig, die Kieler Theater weiter zu erhalten und auch die Werbungen dafür zu fördern.

Ratsherr   B i a l l o w o n s   (SPD) zieht den Ergänzungsantrag aus dem Kulturausschuß zu Punkt c) "Es wird eine Arbeitsgruppe gebildet aus Fach​leuten der Verwaltung und Selbstverwaltung, die innerhalb eines Jahres ver​schiedene Betriebsformen für das Theater prüft. Die Gruppe wird der Selbst​verwaltung einen Vorschlag vorlegen" zurück.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) beantragt getrennte


Abstimmung zu den Punkten a) und b).


Beschluß zu a): Nach Antrag - mit Mehrheit -


Beschluß zu b): Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff: Aufstellung der Vorschlagsliste für die Wahl        - Drs. 729 -




der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter beim




Oberverwaltungsgericht in Schleswig


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag:  Die nachstehend aufgeführten 19 Damen und Herren werden dem Ober​verwaltungsgericht für die Wahl zu ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern vorgeschlagen:


Lfd.  N a m e
Vorname
Beruf
Wohnung in Kiel


Nr.



1
Müller
Egon
Geschäftsführer
Michelsenstr. 18-20



2
Achsenik
Joachim
Student
Danziger Str. 24



3
Krabbenhöft  
Lotti
Angestellte a.D.
Eckenerplatz 14



4
Etzel
Steffen
Geschäftsführer
Kleiststraße 21



5
Fröhlich
Kurt
Dipl.-Ingenieur
Turkuring 26



6
Kasulke
Ruth
Pensionärin
Am Blöcken 44



7
Trube
Christa
Buchhändlerin
Dänische Str. 11



8
Weber
Horst
Schiffbaukonstrukteur Charles-Roß-Ring 68



9
Meetz
Dieter
Aufzugs-Mechaniker
Klagenfurter Weg 46


10
Enemark
Jens
Bauleiter
Rönner Weg 42


11
Schatte
Hansjörg
Dipl.-Sozialökonom
Esmarchstraße 44


12
Gerlach
Otto
Studiendirektor a.D.  Rutkamp 23


13
Bresse
Günter
Kaufmann
Bismarckallee 2


14
Gaede
Ute
Kaufmann
von-der-Goltz-Allee 77


15
Gallinat
Helga
Hausfrau
Föhrer Weg 25


16
Lange
Elisabeth
Rentnerin
Schönberger Str. 30


17
Plathow
Klaus-Peter Flugbetriebsmeister
Lilienbogen 8


18
Potjans
Rolf
Dipl.-Ingenieur
Steinfurther Weg 16


19
Theinert
Karsten
Betriebswirt
Gutenbergstraße 4

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) fragt nach, wieso von der Ratsfraktion DIE GRÜNEN und der F.D.P.-Ratsfraktion keine Wahlvorschlä​ge eingeholt wurden.


Herr   M ü l l e r   (Büro der Stadtpräsidentin) teilt mit, daß zum Zeit-


punkt der Aufstellung dieser Liste die F.D.P. noch nicht in der Ratsver-


sammlung vertreten war.

Die Vorlage findet mit 29 Ja-Stimmen bei 4 Enthaltungen nicht die gesetz​lich vorgeschriebene Zustimmung von mindestens 2/3 der gesetzlichen Mit​gliederzahl.


Es besteht Einvernehmen, daß zur nächsten Ratssitzung erneut eine Vorlage


eingebracht wird.

18. Betreff: Betriebsgerät, Inventar,
        - Drs. 763 -





Gebrauchsgegenstände an Schulen





hier: Leistung einer überplanmäßigen





Ausgabe


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag:  Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in

Höhe von 48.000 DM bei der Haushaltsstelle 21.521 - Betriebsgerät, Inventar, Gebrauchsgegenstände.





Der Betrag wird gedeckt durch eine Mehreinnahme in Höhe von

8.000 DM bei der Haushaltsstelle 23.174 - Zuweisungen vom sonstigen öffentlichen Bereich - sowie durch die nachstehenden Minderausgaben bei folgenden Haushaltsstellen:

22.540 - Grundsteuern und sonstige Grundstücksabgaben ./. 15.000 DM 22.545 - Gebäude- und sonstige Schadensversicherungen ./.  2.000 DM

23.545   -"-                                          ./.  9.000 DM 24.545   -"-                                          ./. 14.000 DM


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der                      - Drs. 829 ​Haushaltsstelle 560.511 -

Unterhaltung der Tiefbauten, Sport​anlagen und Spielplätze -



hier: Genehmigung einer Eilentscheidung





des Oberbürgermeisters


Berichterstatter: Stadtrat Schmidt-Brodersen

Antrag:  Die folgende Eilentscheidung des Oberbürgermeisters nach § 82



der Gemeindeordnung wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 560.511 - Unterhaltung der Tiefbauten, Sportanlagen und Spielplätze - wird einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 75.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Einnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 560.171 - Sonderbedarfszuweisung vom Land für Un​terhaltungsrückstände -.

Hierzu ist diese Drucksache 829 auf den Tisch gelegt worden, die gegen die Drucksache 766 auszutauschen ist.


Beschluß über die Drucksache 829: Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff: Betriebsgerät, Inventar, Gebrauchsgegenstände       - Drs. 774 



​an Schulen;



hier: Genehmigung einer Eilentscheidung





des Oberbürgermeisters


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag:  Folgende Eilentscheidung des Oberbürgermeisters vom 17. Oktober



1990 wird genehmigt:

Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von
48.000 DM bei der Haushaltsstelle 21.521 - Betriebsgerät, In-



ventar, Gebrauchsgegenstände.



Der Betrag wird gedeckt durch eine Mehreinnahme in Höhe von

8.000 DM bei der Haushaltsstelle 23.174 - Zuweisungen vom sonsti​gen öffentlichen Bereich - sowie durch die nachstehenden Minder​ausgaben bei folgenden Haushaltsstellen:

22.540 - Grundsteuern und sonstige Grundstücksabgaben ./. 15.000 DM 22.545 - Gebäude- und sonstige Schadensversicherungen ./.  2.000 DM 23.545   -"-                                          ./.  9.000 DM 24.545   -"-                                          ./. 14.000 DM


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff: Bebauungsplan Nr. 800 für das                       - Drs. 786 



​Baugebiet Kiel-Mitte, südlich

der Universität - zwischen Grasweg und Westring ​sowie nördlich Krausstraße (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Für das Baugebiet Kiel-Mitte, südlich der Universität - zwischen

Grasweg und Westring - sowie nördlich Krausstraße wird der Bebau​ungsplan Nr. 800 aufgestellt. Das Gebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß: Nach Antrag - ohne Gegenstimmen - bei 2 Enthaltungen

22. Betreff: Bebauungsplan Nr. 824 für das                       - Drs. 787 



​Baugebiet Kiel-Projensdorf,



westlich der Projensdorfer Straße,

nördlich Stadtparkweg, westlich und nördlich der Begrenzung des Grundstücks Stadtparkweg 18 (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist mitgeteilt worden, daß diese Vor​lage im Magistrat zurückgestellt wurde. Damit steht sie heute nicht zur Beratung an.

23. Betreff: Bebauungsplan Nr. 579 für das Baugebiet             - Drs. 803 



​Kiel-Hassee, südlich Rendsburger Land-

straße 97-135, westlich der Bebauung Wulfsbrook, nördlich Töpfergrube, östlich der Wohnanlage Rendsburger Landstraße 157 sowie Aufhebung der Bebauungspläne Nr.232, Nr.233 und Nr.351 - tlw. - (Aufstellungsbeschluß)

Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  a) Der Bebauungsplan Nr. 232 für das Baugebiet Kiel-Hassee,

Rendsburger Landstraße 97 - 121, ehemaliges Kiesgrubengelände, wird aufgehoben.

b) Der Bebauungsplan Nr. 233 für das Baugebiet Kiel-Hassee, Rends​burger Landstraße 123 - 157, ehemaliges Kiesgrubengelände, wird aufgehoben.

c) Der Bebauungsplan Nr. 351 für das Baugebiet Kiel-Hassee, Ham​burger Chaussee 164 - 196, zwischen Drachensee und dem ehema​ligen Kiesgrubengelände, wird teilweise aufgehoben.

d) Der Aufstellungsbeschluß der Ratsversammlung vom 05.06.1975 für den Bebauungsplan Nr. 579 für das Baugebiet Kiel-Hassee, süd​lich Rendsburger Landstraße 97 - 135, westlich der Bebauung Wulfsbrook, nördlich Töpfergrube, östlich der Wohnanlage Rends​burger Landstraße 157, wird neugefaßt.

Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekenn​zeichnet.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diese Vorlage gemeinsam mit Punkt 24 zu beraten:

24. Betreff: Veränderungssperre Nr. 40 für den                   - Drs. 804 ​Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Nr.579 mit dem Baugebiet Kiel-Hassee, südlich Rendsburger Landstraße 97 bis 135, westlich der Bebauung Wulfsbrook,

nördlich Töpfergrube, östlich der Wohnanlage Rendsburger Landstraße 157

Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Verän​derungssperre Nr. 40 für den Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 579 für das Baugebiet Kiel-Has​see, südlich Rendsburger Landstraße 97 bis 135, westlich der Be​bauung Wulfsbrook, nördlich Töpfergrube, östlich der Wohnanlage Rendsburger Landstraße 157, wird beschlossen.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) kritisiert, daß diese Pläne gegen die Stellungnahme des Umweltschutzamtes durchgezogen werden.

Stellv. Stadtrat   W u n d e r   (CDU) nennt erneut das Verhalten der SPD​Ratsfraktion undemokratisch. Diese mißbrauche ihre Mehrheit in der Ratsver​sammlung.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) legt dar, daß mit dem Aufstellungsbe​schluß die Rechtssicherheit für die nächsten zwölf Monate dahingehend ge​währleistet werde, daß eventuell entgegenstehende Bauvorhaben zurückgewie​sen werden können. Die Umweltverträglichkeitsprüfung erfolge im Aufstel​lungsverfahren.

Ratsherr   S o n d e r f e l d   (SPD) stellt fest, daß ein Planungsbedarf vorhanden sei.

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) kritisiert, daß mit diesem Beschluß die Kommune die Wohnungsbauförderung an genannter Stelle verhindere. Deswegen stehe die Option der CDU gegen den dortigen Bau einer Gesamtschule. Er be​antragt Vertagung für die Punkte 23. und 24.


Damit sind die Punkte 23. und 24. vertagt.

Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) zweifelt die Vertagung an, da nach der Geschäftsordnung mindestens 1/3 der anwesenden Ratsmitglieder der Vertagung zustimmen müssen.

Nach einer Sitzungsunterbrechung läßt 1. Stellv. Stadtpräsident Dr.


R e i m e r s   (CDU) über die Vertagung abstimmen.

Er stellt fest, daß 30 Mitglieder der Ratsversammlung anwesend sind.

Bei der Auszählung der Stimmen stimmen 10 Ratsmitglieder für die Vertra-


gung.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) stellt fest, daß 1/3 der anwesenden Ratsmitglieder für die Vertagung gestimmt haben und damit die Punkte 23. und 24. vertagt sind.

25. Betreff: Bebauungsplan Nr. 825 für das                       - Drs. 805 



​Baugebiet Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf,



zwischen Heikendorfer Weg und



Carl-Peters-Straße, nördlich



Kindertagesheim Carl-Peters-Straße



9-11 (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Für das Baugebiet Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, zwischen Heiken-

dorfer Weg und Carl-Peters-Straße, nördlich Kindertagesheim Carl​Peters-Straße 9 - 11, wird die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 825 beschlossen.

Das Baugebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeich​net.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff: Bebauungsplan Nr. 667 für das Bau-                  - Drs. 806 ​



gebiet Kiel-Wellsee, Hoflandsberg,

nördlich und östlich des Stauffen​bergringes, südlich des Hopfenland​berges, westlich der Au "Rollbek", beiderseits des Kreisauer Ringes (Satzungsbeschluß)

Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  I. Die zur öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch

des Entwurfes des Bebauungsplanes Nr. 667 vorgebrachten Beden​ken und Anregungen von





a) dem Gewerbeaufsichtsamt werden berücksichtigt, 





b) dem Umweltschutzamt werden teilweise berücksichtigt, 

c) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Kreisgruppe Kiel werden berücksichtigt, 

d) dem Kreisverband Kiel der Kleingärtner e. V. werden nicht berücksichtigt, 

e) dem Innenminister des Landes Schleswig-Holstein werden teil​weise berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Wellsee, Hoflandsberg, nördlich und öst​lich des Stauffenbergringes, südlich des Hopfenlandsberges, westlich der Au "Rollbek", beiderseits des Kreisauer Ringes, wird der Bebauungsplan Nr. 667 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff: Satzung über die Vermeidung und                     - Drs. 793 ​



Entsorgung von Abfällen im




Stadtgebiet Kiel (Abfallsatzung)


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Dieser Tagesordnungspunkt ist vorgezogen und gemeinsam mit Punkt 7. i) be​raten worden.


Beschlußfassung: siehe dort

28. Betreff: Änderung der Wasserpreise der                       - Drs. 798 ​



Stadtwerke Kiel AG


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag:  Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver​sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren ge​mäß § 12 Absatz 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages folgendem Be​schluß zuzustimmen:

"Ab 1. Januar 1991 gelten im Versorgungsgebiet der Stadtwerke Kiel AG die neuen in der Anlage 2" (zur Vorlage der Stadtwerke Kiel AG vom
20.08.1990) "aufgeführten Tarifpreise für die Versorgung mit



Wasser."

Die in der Anlage 2 zum Antrag aufgeführten Tarifpreise für die Versorgung mit Wasser sind der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift zu entnehmen.

An der Beratung und Beschlußfassung haben die gewählten Aufsichtsratsmit-

glieder der Stadtwerke Kiel AG, der VVK und die dort Beschäftigten und Ratsherr Löwner aus dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Energie nicht mitgewirkt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff: Änderung der allgemeinen Tarifpreise                - Drs. 799 



​der Stadtwerke Kiel AG


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag:  Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver​sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren ge​mäß § 12 Absatz 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages folgendem Be​schluß zuzustimmen:

"Ab Ableseperiode Januar 1991 gelten im Versorgungsgebiet der Stadtwerke Kiel AG die neuen in der Anlage 1" (zur Vorlage der Stadtwerke Kiel AG vom 09.10.1990) "aufgeführten Tarifpreise für die Versorgung mit Strom sowie die Neufassung des Tarifwortlautes - Anlage 2 -."

Anlagen 1 und 2 zum Antrag sind der dieser Niederschrift vorgehefteten


Kurzniederschrift zu entnehmen.

Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) fragt an, ob die Linianisierung


der Tarife fortgeführt werden soll.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) antwortet, daß dieser Weg im In​teresse der Energieeinsparung weitergegangen werden soll. Die Sozialver​träglichkeit sei gewährleistet.

An der Beratung und Beschlußfassung haben die gewählten Aufsichtsratsmit-

glieder der Stadtwerke Kiel AG, der VVK und die dort Beschäftigten und Ratsherr Löwner aus dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Energie nicht mitgewirkt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff: Kieler Hafengebühren-Satzung                        - Drs. 800 -


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag:  Dem beigefügten Entwurf der 1. Nachtragssatzung zur Kieler Hafen​gebühren-Satzung wird zugestimmt.

Der Entwurf der 1. Nachtragssatzung zur Kieler Hafengebühren-Satzung ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift zu entnehmen.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

31. Betreff: Jahresabschluß der Hafen- und                       - Drs. 801 ​Verkehrsbetriebe der Landeshauptstadt



Kiel für das Wirtschaftsjahr 1989


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag:  a) Stellungnahme des Magistrats/Kenntnisnahme durch die Ratsver-




sammlung: 

Die durch den Landesrechnungshof Schleswig-Holstein mit der Prüfung des Jahresabschlusses 1989 beauftragte Wirtschaftsprü​fersozietät Dr. Pröving, Meggers, Römer, Beyer, Muhliusstr. 63, 2300 Kiel 1, hat für den Jahresabschluß zum 31.12.1989 folgen​den abschließenden Prüfungsvermerk erteilt:

"Die Buchführung und der Jahresabschluß entsprechen nach unse​rer pflichtmäßigen Prüfung den Rechtsvorschriften. Der Jahres​abschluß vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmä​ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre​chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lage​bericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluß. Die wirt​schaftlichen Verhältnisse sind durch struktur- und aufgabenbe​dingte Verluste gekennzeichnet."

Der Magistrat empfiehlt der Ratsversammlung, den Jahresabschluß festzustellen und den Jahresverlust im Rahmen des Wirtschafts​plans 1989 auszugleichen.

b) Der Jahresabschluß der Hafen- und Verkehrsbetriebe für das Wirtschaftsjahr 1989 wird festgestellt:




Es betragen die Bilanzsumme               164.637.965,57 DM






die Summe der Erträge          23.617.773,59 DM






die Summe der Aufwendungen     29.380.086,25 DM






der Jahresverlust               5.762.312,66 DM

c) Der Jahresverlust von 5.762.312,66 DM wird aus dem Verwaltungs​haushalt der Landeshauptstadt Kiel ausgeglichen.



d) Dem Magistrat und der Werkleitung wird Entlastung erteilt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

32. Betreff: Gebühren für die Abwasserbeseitigung                - Drs. 802 ​



im Jahr 1991;



hier: 8.Nachtragssatzung zur





Gebührensatzung


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Der anliegenden 8. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Abwasseranlagen der Landes​hauptstadt Kiel (Gebührensatzung) vom 23. Dezember 1981 wird zu​gestimmt.

Die anliegende 8. Nachtragssatzung ist der dieser Niederschrift vorgehefte​ten Kurzniederschrift zu entnehmen.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff: 1. Nachtragssatzung zur Satzung                     - Drs. 807 ​



der Landeshauptstadt Kiel über



den Kultursenat vom 29.06.1988


Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag:  Der in der Anlage beigefügten 1. Nachtragssatzung zur Satzung der Landeshauptstadt Kiel über den Kultursenat wird zugestimmt.

Die Anlage zum Antrag ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznie​derschrift zu entnehmen.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

34. Betreff: Änderung der Grundsätze für                         - Drs. 808 ​



die Verleihung des Kulturpreises



der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag:  Die "Grundsätze für die Verleihung des Kulturpreises der Landes​hauptstadt Kiel" werden wie in der Anlage geändert.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

35. Betreff: Umbau von Klassenräumen zu                          - Drs. 810 ​Mitarbeiterräumen im Gebäude



Muhliusstraße - außerplanmäßige



Ausgabe -


Berichterstatter: Stadträtin Lentz


Antrag:  Zugestimmt wird einer außerplanmäßigen Ausgabe



3500.000.941 - Bauliche Herrichtung der




Volkshochschule                  35.300,-- DM



Die Mehrausgabe wird gedeckt durch



a) Mehreinnahmen



   3500.000.361 - Vom Land für Umbaumaßnahmen   35.300,-- DM


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

36. Betreff: Sanierung bzw. Neubau des                           - Drs. 811 



​Kieler Schauspielhauses



hier: Planungsauftrag


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag:  Zur Feststellung des derzeitigen baulichen Zustandes des Schau-

spielhauses und des möglichen Sanierungsbedarfs bzw. des alterna​tiven Neubaus eines Schauspielhauses ist ein Planungsauftrag in Höhe von DM
120.000,-- - vorbehaltlich der Bereitstellung der



Haushaltsmittel - zu vergeben.

Der Betrag wird zum Haushaltsplan 1991 nachgemeldet.

Im Magistrat bis zu den Haushaltsberatungen für 1991 zurückgestellt.


Diese Vorlage steht heute nicht zur Beratung an.

37. Betreff: Außerplanmäßige Ausgabe bei der                     - Drs. 789 ​Haushaltsstelle 65.910.951 -



Kreisstraßen; Sanierung und



Teilerneuerung der Gablenzbrücke


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Folgende Eilentscheidung des Oberbürgermeisters nach § 82 Abs. 1 S. 3 GO vom 15.10.1990 wird genehmigt:

Bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 65.910.951 - Kreis​straßen; Sanierung und Teilerneuerung der Gablenzbrücke - wird ei​ner sofortigen außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 150.000 DM zu​gestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 63.020.950 - Gemeindestraßen; Pflasterar​beiten im Bereich des Neubaugebietes Prüne.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

38. Kleine Anfragen


Die Kleinen Anfragen werden vor Punkt "Verschiedenes" behandelt.

39. Wahl des Bürgermeisters und Kämmerers der                    - Drs. 827 ​Landeshauptstadt Kiel


Dieser Tagesordnungspunkt ist vorgezogen und bei Punkt 7. behandelt worden.


Beschlußfassung: siehe dort.

40. Betreff: Bestellung eines Werkleiters                        - Drs. 841 ​Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Diese Vorlage ist vorgezogen und bei Punkt 7. beraten worden. Beschlußfassung: siehe dort.

41. Betreff: Land- und Gartenbauprojekt am                       - Drs. 834 



​Altenheim "Haus Elsterkoppel" -



Herrichtung von Sanitär- und



Arbeitsräumen


Berichterstatter: Stadtrat Schroedter

Antrag:  1. Folgender überplanmäßigen Ausgabe wird gemäß § 82 (2) GO




zugestimmt:




HHSt. 436.000.941




Herrichtung von Gebäuden im Altenheim




"Haus Elsterkoppel", Ottendorfer Weg 20          112.000,-- DM

Die zusätzlichen Ausgaben werden durch Mehreinnahmen bei der HHSt. 436.000.361 - Zuweisung vom Land - gedeckt.

2. Zugestimmt wird der Verlängerung des Projektes unter Maßgabe, daß das Sozialministerium das Projekt weiterhin im Programm "Arbeit für Schleswig-Holstein" fördert.

Die Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die Dring​lichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

42. Betreff: Namen für die Rollsport- und                        - Drs. 828 ​Kunstturnhalle am Winterbeker Weg


Berichterstatter: Stadtrat Schmidt-Brodersen

Antrag:  Die Rollsport- und Schulsporthalle erhält den Namen "Stralsund​Halle" und die Kunsttturnhalle den Namen "Rudi-Gauch-Halle"

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

43. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der                      - Drs. 845 ​Haushaltsstelle 561.009.940 -




Neubau einer Kunstturnhalle am




Winterbeker Weg -


Berichterstatter: Stadtrat Schmidt-Brodersen

Antrag:  Bei der Haushaltsstelle 561.009.940 - Neubau einer Kunstturnhalle am Winterbeker Weg - wird einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 122.100,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 561.009.367 vom Landessportverband Schleswig​Holstein.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

44. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe in Höhe von                  - Drs. 848 




​10.500,-DM für Gebühren für




Feuermelde- und Funksprechanlagen




hier: Genehmigung einer Eilentscheidung





des Magistrats


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag:  Folgende Eilentscheidung des Magistrats wird genehmigt:

Der üpl. Ausgabe in Höhe von 10.500,-- DM bei der HHSt. 130.620 - Gebühren für Feuermelde- und Funkanlagen - wird zugestimmt.

Die Mehrausgaben werden durch Einnahmen in gleicher Höhe bei der HHSt. 130.110 - Entgelte für gebührenpflichtige Leistungen einschl. Ersatz von Sachaufwand - gedeckt.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

38. Kleine Anfragen

Es bestand Einvernehmen, die Kleinen Anfragen vor dem Tagesordnungspunkt "Verschiedenes" zu beraten.

a) Behindertenparkplätze                                     - Drs. 780 ​


---------------------



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:              vor:

"Ich bitte den Magistrat und die Verwaltung um die Beantwortung der nachstehenden Frage:

Wie wird gewährleistet, daß die Behindertenparkplätze der Stadt Kiel


auch tatsächlich für die Behinderten freigehalten werden?"

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) antwortet im Namen des Magistrats. Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

Von der Kleinen Anfrage und der Antwort wird ohne Wortbeiträge Kenntnis


genommen.

b) Wegfall der Zonenrandförderung                            - Drs. 781 


​------------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:              vor:


"Ich bitte den Magistrat um die Beantwortung der Kleinen Anfrage:


1. Liegen dem Magistrat schon gesicherte Erkenntnisse über den Wegfall



der Zonenrandförderung für Kiel vor (Zeitpunkt, Umfang)?

2. Welche Bereiche in Kiel werden bisher aus Mitteln der Zonenrandförde-



rung gefördert?


3. Welche Folgen ergeben sich dafür aus dem Wegfall der Zonenrandförde-



rung?"


Bürgermeister   H o c h h e i m   (CDU) antwortet im Namen des Magi-

strats. Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznie​derschrift enthalten.

Von der Kleinen Anfrage und der Antwort wird ohne Wortbeiträge Kenntnis genommen.

c) Zukunft des Marinearsenals                              - Drs. 813 


​--------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:              vor:


"Ich bitte den Magistrat um die Beantwortung der nachstehenden Frage:

Welche aktuellen Informationen liegen dem Magistrat hinsichtlich der Zu-


kunft des Marinearsenals vor?"


Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) antwortet im Namen des Magi-


strats.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift


enthalten.

Von der Kleinen Anfrage und der Antwort wird ohne Wortbeiträge Kenntnis genommen.

d) Neubau der Fridtjof-Nansen-Schule                         - Drs. 814 ​


---------------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:              vor:

1. Wie sieht der derzeitige Verfahrensstand bezüglich des Neubaus der Fridtjof-Nansen-Schule aus und wer hat etwaige Verzögerungen zu ver-



treten?

2. Wann ist mit dem Baubeginn und mit der Fertigstellung der Schule zu rechnen?

3. Wann ist definitiv mit dem Umbaubeginn am Joachimplatz zu rechnen?


Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) antwortet im Namen des Magistrats.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift


zu entnehmen.

Von der Kleinen Anfrage und der Antwort wird ohne Wortbeiträge Kenntnis genommen.

e) Einrichtung von Busstreifen                               - Drs. 820 ​


---------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor:           vor:


"1. Warum wurden auf der Feldstraße Busstreifen eingerichtet?



2. Was hat die Einrichtung der Busstreifen auf der Feldstraße gekostet




(Markierungsarbeiten), und welche neuen Erkenntnisse, z. B. Erleich-

terung im Verkehrsfluß, und Neuentwicklung der Unfallhäufigkeit wur-




den gewonnen?"


Stadtbaur Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet im Namen des Magistrats.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift


zu entnehmen.

Von der Kleinen Anfrage und der Antwort wird ohne Wortbeiträge Kenntnis genommen.

f) Chemietoiletten                                           - Drs. 821 


​---------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor:           vor:


"1. Ist dem Magistrat bekannt, in welcher Form in den Kleingartenanlagen

Kiels die Fäkalien beseitigt werden und wie groß dabei der Anteil der Chemietoiletten ist?



2. Auf welchem Wege werden die Chemietoiletten der Kleingärtner ent-




sorgt?



3. Besteht die Möglichkeit, an zentraler Stelle im Stadtgebiet eine




oder mehrere Abgabestationen einzurichten?

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde mitgeteilt, daß diese Kleine Anfrage heute noch nicht beantwortet werden kann. Da nicht anders bean​tragt, erfolgt die Beantwortung schriftlich.

g) Möglichkeiten für ein Initiativenhaus                     - Drs. 824 


​-------------------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:       vor:


"1. Zu welchem konkreten Termin/Zeitpunkt beabsichtigt der Magistrat,

den Nutzer/innen des "Initiativenzentrums Königsweg 65" zu kündi-




gen?



2. Welche Möglichkeiten bestehen grundsätzlich, in dem Gebäude der frü-

heren Sternschule ein neues Initiativenhaus für Kiel zu schaffen?



3. a) Welche Möglichkeiten bestehen, der derzeit noch in der Sternschu-





le übergangsweise lagernden Exponate für das geplante Industrie-

museum in dem Gebäude der Fröbelschule in Gaarden unterzubringen und somit in dem Gebäude der Sternschule Platz für ein Initiati​venhaus zu schaffen?

b) Welche Möglichkeiten bestehen, unter Beibehaltung der vorüberge​henden Lagerung der Museumsexponate in der Sternschule gleichzei​tig Platz für ein Initiativenhaus in der Sternschule zu schaffen (als vorübergehende Teillösung)?"

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde mitgeteilt, daß diese Kleine


Anfrage heute noch nicht beantwortet werden kann. Da nicht anders bean-


tragt, erfolgt die Beantwortung schriftlich.

h) Flugplatz Holtenau                                        - Drs. 823 


​------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:       vor:


"1. Kann der Magistrat zum jetzigen Zeitpunkt und aufgrund des gegenwär-

tigen Kenntnisstandes ausschließen, daß der Flughafen Kiel-Holtenau Standort für einen schleswig-holsteinischen Regionalflughafen sein wird?


 2. Wenn nicht, spricht sich der Magistrat gegen



a) den Ausbau Holtenaus zum Regionalflughafen



b) eine Ausweitung des Flugaufkommens



aus?

 3. Welche Erkenntnisse liegen dem Magistrat seit der Zunahme des Passa​gierflugverkehrs und der großangelegten Werbekampagne des Wirt​schaftsministeriums vor über



a) die Lärmbelastung für die umliegenden Stadtteile



b) die Schadstoffemissionen



c) das Passagieraufkommen

(Angaben bitte auch im Vergleich zu den Motorsport-Bewegungen der Flugschule und des Luftsportvereines)"


Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) antwortet im Namen des


Magistrats.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift zu entnehmen.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) äußert sich unzu​frieden über die Beantwortung. Sie kritisiert, daß der Magistrat eine Ausweitung des Flugverkehrs begrüßt und somit Kurzstreckenflüge für ei​nen priviligierten Personenkreis gefördert werde, obwohl weltweit die CO2-Emission steige.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) kritisiert, daß keine Frage seitens Ratsfrau Hanowski-Zabel gestellt, sondern stattdessen eine Aussprache gesucht wurde.


Kenntnis genommen

i) Überleitung von Ansprüchen gem. §§ 90, 91 BSHG            - Drs. 825 


​----------------------------------------------


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:              vor:


"1. Wieviele Kieler Einwohnerinnen und Einwohner beziehen zur Zeit

(Stichtag 30.09.1990) Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz? (aufgeschlüsselt nach Leistungsarten).

 2. In wievielen Fällen des Leistungsbezuges werden Ansprüche gem. §§ 90, 91 BSHG auf die Stadt Kiel übergeleitet? (bürgerlich-rechtliche Unterhaltsansprüche bitte gesondert auswerfen).

 3. Wenn von der Möglichkeit der Überleitung kein Gebrauch gemacht wird, worin liegt dies begründet?

Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) antwortet im Namen des Magi-


strats.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift zu entnehmen.

Von der Kleinen Anfrage und der Antwort wird ohne Wortbeiträge Kenntnis



genommen.

j) Getränkeausgabe an Kieler Schulen                         - Drs. 660 


​---------------------------------



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:       vor:



"Ich frage den Magistrat:



1. An welchen Schulen Kiels werden Getränke




a) in Verbundpackungen,




b) in Weißblechdosen (z. B. aus Automaten) und




c) in Einwegglasverpackungen




ausgegeben?

2. Wird beabsichtigt, die Ausgabe von Getränken in den unter 1a) bis




1 c) aufgeführten Verpackungen zu unterbinden?"



Stadtschulrat   Z i m m e r
(CDU) antwortet im Namen des Magistrats.

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift



zu entnehmen.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) nennt die Antwort erschütternd. Sie fragt an, wer Einfluß auf eine umweltgerechte Geträn​keausgabe nehmen soll, wenn nicht der Schulträger. Sie verweist ferner

auf den Erlaß der Kultusministerin "Vertrieb von Eßwaren und Getränken an Schulen" und fragt, wer diesen Erlaß durchzusetzen hat.



Stadtschulrat   Z i m m e r
(CDU) antwortet, daß die Molkereien nicht

in der Lage seien, umweltverträglichere Verpackungen anzubieten. Zudem sollten hier die Schulen selbst über ihre Getränkeausgaben entscheiden.



Kenntnis genommen

45. Verschiedenes


Es liegen keine Wortmeldungen vor.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 13./14. Dezember 1990 stattfindet.

Anschließend wird die öffentliche Sitzung vom 1. Stellv. Stadtpräsidenten


geschlossen.


1. Stellv.
1. Schriftführer           2. Schriftführer



Stadtpräsident

1. Stellv.                 2. Stellv. Schriftführer              Schriftführer





Protokollführer

